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Sommerfest durch. Beworben wird die 
Veranstaltung u.a. in der Zeitschrift „Der 
Eckart“ der deutschtümelnden „Österrei- 
chischen Landsmannschaft“. 

hma U 


Anklage gegen Pirincci 


Bonn. Die Bonner Staatsanwaltschaft 
hat Anklage wegen Volksverhetzung ge- 
gen den Bonner Krawall-Publizisten Akif 
Pirincci erhoben. Pirincci hatte nach den 
gewaltsamen Übergriffen i in der Silves- 
ternacht in Köln einen Artikel unter der 
Überschrift „Freigabe des Fickviehs“ auf 
seiner Internetseite veröffentlicht. Pi- 
rincci habe „durch die Veröffentlichung 
seines Artikels eine Gefahrenquelle ge- 
schaffen, die geeignet war, das gedeihli- 
che Miteinander zwischen Asylbewer- 
bern und anderen Bevölkerungsgruppen 
empfindlich zu stören und das Vertrauen 
von Asylbewerbern auf Rechtssicherheit 
zu beeinträchtigen“, heißt es u.a. in der 
Anklageschrift. Pirinccis neuestes Buch 
mit dem Titel „Umvolkung. Wie die 
Deutschen still und leise ausgetauscht 
werden“ erschien unlängst im einschlä- 
gig rechten „Antaios“-Verlag. 
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„Familienfest“ in Erfurt 


ERFURT. Die Partei „Die Rechte“ willam 
30. Juli im Erfurter Stadtteil Süd-Ost ein 
„Familienfest“ für „hilfebedürftige deut- 
sche Familien‘ durchführen. Das „Fami- 
lienfest‘“ mit Fußballturnier und Hüpf- 
burg soll um 10 Uhr beginnen. Der ge- 
naue Ort werde noch rechtzeitig bekannt 
gegeben, heißt es auf der Internetseite 
von „Die Rechte“ Mittelthüringen. 
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Aus dem Inhalt: 


Was sagte Emil Carlebach den 
Offizieren der Führungsakademie 


der Bundeswehr? 

Frankreich: „Hoffentlich ein 
islamistisches Attentat, das zahlt 
sich aus...” 8 


Im Inneren wie im Äußeren soll 
die Bundeswehr noch mehr ‚‚Ver- 


_ antwortung“ übernehmen: So 
steht es im neuen „Weißbuch zur Sicher- 
heitspolitik“, das von Generälen ausgear- 
beitet und von der Bundesregierung ab- 
genickt wurde. Das Grundgesetz jedoch 
verbietet Angriffskriege und lässt nur 
Einsätze zur Landesverteidigung zu. In 
seinem Urteil aus dem Jahre 2012 hat das 
Bundesverfassungsgericht das Grundge- 
setz jedoch bereits uminterpretiert, um 
Einsätze bei „katastrophischen“ Ausma- 
Ben zuzulassen, wenn die Kanzlerin zu- 
stimmt. Das Grundgesetz wurde verän- 
dert, ohne den Wortlaut zu ändern; das ist 
illegal. Allerdings bleibt es auch nach 
dem Urteil bei vielen Einschränkungen, 
zum Beispiel beim Verbot „terrorver- 
dächtige“ Flugzeuge abzuschießen. (Ak- 
tenzeichen des BVerG PBvU 1/1] vom 
3.7.2012) 

Unter mehr Verantwortung versteht die 
Bundesregierung mehr Krieg. Und im In- 
neren soll die Bundeswehr nun Kämpfe 
gegen die eigene Bevölkerung führen. 
Begründet wird dies mit dem „Anti-Ter- 
rorkampf“, der gemeinsam mit der Poli- 
zei geführt werden soll. In zwei Großma- 
növern von Polizei und Bundeswehr, ge- 

t „Frankenwarte“ und „LüKEx“, 
wurde bereits geübt. Die militärischen 
„Kriege gegen den Terror“ haben jedoch 


weltweit die Gefahren nicht gebannt, son- 
dern erhöht. Terrorismus muss mit rechts- 
staatlichen — auch polizeilichen — Mitteln 
bekämpft werden. 

Schon lange wird ganz konkret der 
Bundeswehreinsatz bei Streiks im öffent- 
lichen Dienst vorbereitet, wie eine Ant- 
wort der Regierung an Bundestagsabge- 
ordnete Ulla Jelpke ergab (BT-Drucksa- 
che 16/13847 vom 26. August 2009), und 
wir erinnern uns noch gut an den Einsatz 
der Bundeswehr gegen die Proteste aus 
Anlass des G8-Gipfels in Heiligendamm 
im Jahr 2007. Das neue Weißbuch ver- 
schriftlicht hier die Linie, die seit Jahren 
gefahren wird. Bürgerrechte sind in Ge- 
fahr. 

Erstmals aus strategischer Sicht werden 
der Krieg im Cyberraum und die Einbet- 
tung der neuen Waffengattung der Cyber- 
Krieger in der Bundeswehr beschrieben. 
Konstatiert wird, dass die „Gefahr der un- 
kontrollierten Eskalation aufgrund eines 
Cybervorfalls“ besonders groß sei. Als 
Grund dafür wird eine „cyberinhärenten 
Attributionsproblematik“ aufgeführt. Ihr 
soll „präventiv durch Vertrauensbildung 
und Konfliktlösungsmechanismen“ ent- 
gegengewirkt werden. Cyber-Krieger be- 
teiligen sich letztlich an der großflächigen 
Überwachung der Bevölkerung mit mo- 
dernsten elektronischen Mitteln, und sie 
sind in der Lage, alles, was sie dem Geg- 
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:meldungen, aktionen 


„Heldengedenken” in Wun- 
siedel 


WUNSIEDEL. Die extrem rechte Partei 
„Der III. Weg“ kündigt für Samstag, den 
12. November, erneut ein „Heldengeden- 
ken“ im bayrischen Wunsiedel an. Auch 
die Stadt Wunsiedel habe „durch den 
vom antideutschen Zeitgeist geprägten 
Umgang mit Persönlichkeiten der deut- 
schen Geschichte einen äußerst zweifel- 
haften Ruf“ erlangt, heißt es in dem Auf- 
ruf.. 

Beginnen soll die Demonstration gegen 
einen „Kult der Schuld und Sühne“ und 
für eine „völkisch geprägte Heimat“ um 
16 Uhr. 
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AfDler greift AWO an 


Der Bundesverband der „Arbeiterwohl- 
fahrt“ (AWO) hat ein Positionspapier 
zum Umgang mit der selbsternannten 
„Alternative für Deutschland“ (AfD) er- 
arbeitet. Darin heißt es, dass die AfD- 
Mitgliedschaft für AWO-Mitarbeiter und 
-Mitglieder ein Kündigungsgrund sein 
kann. Der AfD-Funktionär Andre Pog- 
genburg hat daraufhin auf der Internetsei- 
te des AfD-Bundesverbandes die AWO 
aufgefordert, sich von diesem Positions- 
papier zu distanzieren. Der „Verfassungs- 
schutz“ sei „sonst in der Pflicht, die 
AWO zu beobachten wegen dem faschis- 
toiden, verfassungsfeindlichen Ziel, mit 
beruflich-wirtschaftlicher Existenzbedro- 
hung ein grundgesetzwidriges Meinungs- 
diktat vorzunehmen“, so Poggenburg. 
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Theorieseminar von „Die 
Rechte” 


CoBurG. Der Bundesverband der Partei 
„Die Rechte“ will vom 9. bis 11. Septem- 
ber ein erstes „Theorie- und Praxis-Semi- 
nar“ im „Großraum Coburg‘ durchfüh- 
ren. Es seien „hochkarätige Referenten“ 
für die Themen „Zukunft des Nationalis- 
mus in Deutschland“, „Haben wir in der 
BRD eine Demokratie?“, „Marketing für 
kleine Parteien“, „Mein Kampf“ — neu 
gelesen“ und „Aktuelle Entwicklungen 
aus der Rechtsprechung“, gewonnen 
worden, so die Veranstalter. Übernach- 


tungen seien in einem Gemeinschafts- 
raum und in Hotelzimmern möglich. Am 
Samstag soll zudem ein Liedermacher 
auftreten. 
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Russlanddeutsche im Blick 


Die selbsternannte „Alternative für 
Deutschland“ (AfD) hat in Nordrhein- 
Westfalen eine Interessengemeinschaft 
der „Russlanddeutschen für die AfD 
NRW“ gegründet. Mit der Gründung soll 
das Programm der AfD gezielt unter 
Russlanddeutschen verbreitet werden. 
Geplant ist der Aufbau einer Internetprä- 
senz und die Organisation und Durchfüh- 
rung von Stammtischen vor Ort. Die In- 
teressengemeinschaft soll die örtlichen 
AfD-Verbände bei Wahlkämpfen unter- 
stützen und dem Deutsch-Russischen In- 
formationsaustausch dienen. 


„Kopp-Kongress” in 
Stuttgart 


STUTTGART. Der „Kopp-Verlag“ aus 
Rottenburg, der mit verschwörungstheo- 
retischen Büchern aller Art aufwartet, 
will am 1. und 2. Oktober den ersten gro- 
Ben „Kopp-Kongress“ in Stuttgart durch- 
führen. Zu der Veranstaltung, die im „In- 
ternationalen Congresscenter Stuttgart“ 
auf der Messe stattfinden soll, werden 
zehn Referenten angekündigt, die alle 
Autoren des „Kopp-Verlag“ sind: Micha- 
el Brückner, Dr. Andreas von Bülow, 
Erich von Däniken, Thomas Mehner, Ar- 
min Risi, Udo Ulfkotte, Gerhard Wis- 
newski, Willy Wimmer, Prof. Dr. Claus 
W. Turtur und Hans Tolzin. Die Eintritts- 
karte für den Kongress kostet stolze 150 
Euro. 
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Ehemaliger NPD-Politiker ist 
jetzt Muslim 


Werner Klawun hat eine erstaunliche 
Wende vollzogen: Der Dresdner hat sich 
vom Rechtsextremismus abgewendet 
und bekennt sich zum Islam. Bis 2009 
sass Werner Klawun für die Nationalde- 
mokratische Partei Deutschlands (NPD) 
im Stadtrat von Dresden. „Das mit der 
NPD habe ich aus Frust gemacht. Die 
Rechten waren die Einzigen, die mich 
nahmen“, erklärte der ehemalige Lehrer 
der „Bild“-Zeitung. Zuletzt sei er sogar 
Fraktionschef der Partei gewesen und 
habe dem Verfassungsschutz als V-Mann 
berichtet. Doch vor sieben Jahren kam es 
zum Sinneswandel, als er als NPD-Kan- 
didat bei den Kommunalwahlen scheiter- 
te. Er habe sich vom Extremismus und 
der Ausländerfeindlichkeit der Partei ab- 
gewendet. „Ich habe Goethes Werk West- 
östlicher Divan gelesen und den Koran 
studiert und bin danach konvertiert.“ 
Werner Klawun, der einst Deutsch und 
Russisch der Schülerschaft beibrachte, 
nennt sich heute Ibrahim. Sogar Flücht- 
linge leben bei ihm 

Im Sog der Flüchtlingskrise hat der 75- 
jährige Rentner vier Asylsuchende zu 
Hause aufgenommen, allesamt Männer 
zwischen 18 und 30 Jahren. Er helfe ih- 
nen, im Alltag in Deutschland zurechtzu- 
kommen. „Wenn meine Rente von 900 
Euro nicht reicht, geben sie mir von ih- 
rem Essen ab. Sie sind jetzt meine Fami- 
lie“, berichtete Klawun der „Bild“. 

Vor zwei Jahren habe ihn seine Frau 
mit den fünf Kindern verlassen, seither 
hat sich der 75-Jährige noch mehr dem is- 
lamischen Glauben verschrieben. Und 
auch die Nächstenliebe ist ihm wichtig. 
Denn Geld erhält er für seine sozialen Tä- 
tigkeiten nicht. 

Quelle: http://www.20min.ch I 
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ner unterstellen, selbst offensiv anzuwen- 
den. Dafür wird in Kalkar am Niederrhein 
die Luftkraftzentrale ausgebaut, die be- 
mannte und unbemannte Waffenträger bis 
zum Ural lenken kann. Vertrauensbil- 
dend? 

Zum geplanten Einsatz der Bundes- 
wehr im Innern kommt die militaristische 
Beeinflussung der Bevölkerung, vor al- 
lem der Jugend hinzu. In Schulen und bei 
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Jobmessen, in Arbeitsämtern und Jobcen- 
tern wird dafür geworben, junge Arbeits- 
lose zu Soldaten zu machen. Laut Weiß- 
buch sollen die Merkmale „qualifizie- 
rend“ und „sinnstiftend“ in den Vorder- 
grund gerückt werden. Beruflichen Al- 
leinstellungsmerkmale, „wie Einsätze 
und Missionen, Fürsorgepflicht, Kame- 
radschaft und das besondere Treuever- 
hältnis“ seien aufzuzeigen. Angestrebt 


wird ein „‘atmender‘ Personalkörper der 
Bundeswehr ohne starre Obergrenzen“. 
Der Atem des Krieges liegt über dem 
Weißbuch. Bundeskanzlerin Merkel 
spricht im Vorwort von „Gestaltungsfel- 
dern deutscher Sicherheitspolitik“. 
Ulrich Sander, VVN-BdA; Quelle: 
http://www.nrw.vvn-bda.de 


Was sagte Emil Carlebach den 
Offizieren der Führungsakademie 
der Bundeswehr? 


Vor 15 Jahren starb Emil Carle- 
bach (1914-2001). Der kommunis- 
tische Politiker und Journalist aus 
Frankfurt am Main, war Widerstands- 
kämpfer und engagiertester Aktivist der 
Vereinigung der Verfolgten des Nazire- 
gimes/Bund der Antifaschisten. Legendär 
war sein Auftritt in der Führungsakade- 
mie der Bundeswehr in Hamburg, wo er 
den versammelten Offizieren vorhielt, 
dass die deutschen Streitkräfte noch nie 
zur Verteidigung des Landes im Einsatz 
waren, aber immer wieder in Aggressio- 
nen verwickelt. Aber was sagte er dort 
genau? Jetzt ist sein eigener Bericht über 
seine Rede und deren Wirkung wieder 
aufgetaucht. Er sagte: 


Ungewöhnliche Diskussion 
mit Stabsoffizieren 


Ein KZ-Häftling bei der Bundeswehr 
Es war wohl das erste Mal in der Ge- 
schichte der Bundeswehr, dass ein antifa- 
schistischer Widerstandskämpfer, noch 
dazu Kommunist, Gelegenheit bekam, in 
der Führungsakademie der Bundeswehr 
seine Auffassungen darzulegen. Um es 
vorweg zu sagen: Alles ging höflich zu, 
keine der beiden Seiten hatte die Absicht, 
Streit zu provozieren. So, trug ich denn 
eine Reihe Thesen vor, die sicher nicht in 
das Weltbild der Offiziere passten. So 
z.B.: In den 125 Jahren ihres Bestehens — 
seit 1870/71 — hat die deutsche Armee 
niemals Deutschland verteidigt. (Sie soll 
es nicht einmal! Siehe unten, Generalin- 
spekteur de Maiziere.) Wohl aber hat die 
deutsche Armee zwei Weltkriege ausge- 
löst und jedes unserer Nachbarländer 
(außer der Schweiz) mehrmals überfal- 
len. 

Die Berufung auf die „Tapferkeit des 
deutschen Soldaten” soll davon ablenken, 
wieso und wofür der Soldat in den Kampf 
geschickt wurde. Eine ununterbrochene 
chauvinistische Propaganda und die Dro- 
hung mit dem Kriegsgericht (100000 
Verfahren mit 30000 Todesurteilen) zei- 
gen, wie diese Tapferkeit erzwungen wur- 
de. Ungezählte Dokumente beweisen, 
dass die Soldaten in Kampf und Tod ge- 
schickt wurden, um Fabriken, Boden- 
schätze und andere Reichtümer zu er- 
obern, die dann den Banken und Indus- 
triekonzernen als Kriegsbeute übergeben 
wurden. 

Was war der deutsche Soldat wert in 
den Augen seiner Vorgesetzten? Ich zi- 
tierte aus den Erinnerungen des katholi- 
schen Reichskanzlers Heinrich Brüning, 


was der Generalfeldmarschall und spätere 
Reichspräsident Hindenburg am 11. No- 
vember 1931— dem Jahrestag des Waf- 
fenstillstands 1918-dem Kanzler sagte: 
„Ich wusste schon im Februar 1918, dass 
der Krieg verloren war. Aber ich wollte 
Ludendorff (seinen Stabschef) noch ein- 
mal gewähren lassen.” In seinen Memoi- 
ren (Stuttgart 1970) nannte Brüning es 
mit Recht „ungeheuerlich”, dass durch ei- 
nen gewissenlosen Befehl 100 000 Men- 
schen in den Tod geschickt wurden. 

Die Offiziere hörten all das wider- 
spruchslos an. Aber als ich den früheren 
Generalinspekteur der Bundeswehr, Ge- 
neral de Maiziere, mit seiner Erklärung 
zitierte: „Nicht Landesverteidigung darf 
der Programmpunkt unserer Sicherheit 
heißen. Der einzige militärische Auftrag, 
den sie zu erfüllen vermag, (sei) Zünder 
zu sein für die große Explosion“, erntete 
ich allgemeinen Unglauben; das könne 
der Generalinspekteur nicht gesagt haben. 
Ich nannte den Offizieren die Quelle des 
Zitats: das Interview, das der General der 
FAZ am 24. Oktober 1964 gegeben hat. 
In jedem guten Zeitungsarchiv nachprüf- 
bar. 

Ich musste den Offizieren die Situation 
jener Zeit verdeutlichen. In der Debatte 
über die Atomwaffen, die die Generalität 
mit Unterstützung von CDU, CSU und 
FDP verlangte, erklärte der CDU-Abge- 
ordnete Baron Manteuffel-Szöge im Bun- 
destag, man müsse „das Böse dort drüben 
mit der Atombombe ausrotten“. Auf einen 
Zwischenruf „Auch in Leipzig und Dres- 
den?” erwiderte er: „Jawohl, auch in 
Leipzig und Dresden!“ An dieser Stelle 
bestätigte ein älterer Offizier, dass ich 
richtig zitiert hatte. 

Mit einer Bemerkung allerdings hatte 
ich unbeabsichtigt offenbar einige Ge- 
sprächsteilnehmer persönlich getroffen, 
Ich hatte darauf hingewiesen, dass man 
durch Verschweigen der Wahrheit und 
durch gefälschte „Informationen” ganze 
Völker in den Krieg treiben kann. Einige 
Offiziere sahen in dieser Bemerkung ei- 
nen Zweifel an ihrer Intelligenz: Sie seien 
denkende Menschen und könnten sich in 
unserer Demokratie aus jeder Quelle in- 
formieren und also selbst ein Urteil bil- 
den. Wie irrig dieser Glaube an eine Frei- 
heit der Information ist, zeigte ich an ei- 
nem aktuellen Beispiel der von 
Kohl/Rühe nach Jugoslawien geschickten 
Bundeswehrsoldaten: 

Ende 1991 beschworen der damalige 
UN-Generalsekretär Perez de Cuellar, der 
holländische Vorsitzende des Europarats 


Emil Carkebach 


und der britische Vorsitzende des Jugosla- 
wienausschusses den bundesdeutschen 
Außenminister Genscher, von einer vorei- 
ligen Anerkennung Kroatiens und Slowe- 
niens Abstand zu nehmen, weil sie zu ei- 
ner blutigen Explosion führen könnte. 
Kohl/Genscher aber beharrten auf der He- 
rauslösung der beiden Teilrepubliken aus 
dem jugoslawischen Staatsverband. Gen- 
schers Außenministerium log obendrein, 
einen solchen Briefwechsel habe es nie 
gegeben. Genscher setzte sich durch, der 
vorhersehbare Bürgerkrieg ist seitdem im 
Gange. 

Und die Regierung Kohl/Rühe hat nun 
den Vorwand, deutsche Soldaten als Frie- 
denstruppe (Sfor) wie 1914 und 1941 
zum dritten Mal nach Serbien in Marsch 
zu setzen. Dieser Briefwechsel wird seit 
1991 - seit sieben Jahren — geheimgehal- 
ten. 1996 gelang es dem Internationalen 
Versöhnungsbund, den Text zu erhalten — 
aus dem Außenministerium der USA! 
Fast die gesamte deutsche Presse hat das 
seit zwei Jahren vorliegende Dokument 
unterschlagen. Deutsche Soldaten werden 
unter verlogenen Friedensbeteuerungen 
auf den Balkan geschickt. Wie soll ein 
noch so intelligenter Offizier sich korrekt 
informieren könne, wenn man ihm die 
notwendigen Informationen vorenthält? 

Es wäre illusionär gewesen, anzuneh- 
men, ich könnte meine Gesprächspartner 
in drei Stunden überzeugen. Ich wollte sie 
auffordern, bei jeder Information zu fra- 
gen: Wem nützt das? Zweifeln und die 
Wahrheit hinter den Dingen suchen - die- 
ser Rat eines Antimilitaristen gilt immer, 
und vor allem gegenüber Soldaten, die 
Waffen haben, Mitmenschen umzubrin- 
gen. Und die selbst immer in Gefahr sind, 
als Kanonenfutter missbraucht zu wer- 
den. 

Emil Carlebach 
Quelle: http://www.nrw.vvn-bda.de; 
aus: Unsere Zeit vom 8. Mai 1998 I 


antifaschistische nachrichten 15-2016 73 


Das Schweigen der Medien zu Kriegs- 
vorbereitungen gegen Russland von 
Deutschland aus 


Brandgefährlich 


‘Zu Protestaktionen der Frie- 
densbewegung am 3. Oktober 
in Essen und Kalkar/Nieder- 
rhein ruft auch die VVN-BdA anläss- 
lich des etwas anderen „Nationalen 
Feiertags” und der Tagung des JAPCC 
(Vereintes Luftkraft Kompetenz Zen- 
trum) in Essen auf. (Siehe 
http://www.demo-kalkar.de.) Ulrich 
Sander, Bundessprecher der VVN- 
BdA weist in einem Beitrag für die 
Junge Welt auf Bedeutung des Luft- 
waffenkommandos Kalkar für die of- 
fensive NATO- und Bundeswehrstrate- 
gie in den Ostseestaaten gegen Russ- 
land hin. Der Artikel im Wortlaut. 

Schon am 25. Februar 2014 durfte eine 
Lilia Shevtsova vom „Carnegie En- 
dowment for international Peace“ ganz 
eindeutig und gar nicht „for Peace“ in der 
Süddeutschen Zeitung (SZ) den „Re- 
gimechange“ in Russland verlangen, 
nachdem ein solcher mit Milliarden US- 
Dollar und EU- wie NATO-Druck in 
Kiew gelungen war. „Man müsste im 
Auge behalten, dass ähnliche Umwälzun- 
gen auch in anderen Ländern möglich 
sind. Für den Kreml ist es eine Existenz- 
frage. Denn jede Revolution in einem 
»Brudervolk« kann in der russischen Ge- 
sellschaft den Wunsch wecken, diesem 
Beispiel zu folgen.“ Aber bitte sehr, auch 
die SZ sieht keine antirussische Haltung 
in der derzeitigen Politik des Westens, sie 
sieht nur ein „wieder forsch auftretendes 
Russland“, und die Kanzlerin wird un- 
kommentiert und zustimmend mit ihrer 
Hochrüstungspolitik gegen Moskau zi- 
tiert. Auch mit solchen Darstellungen 
wird der Frieden gefährdet. 

Es heißt: Nichts ist so alt wie die Zei- 
tung von gestern. Das hätten die Medien- 
macher von der laut Eigendarstellung 
„bedeutendsten überregionalen Tageszei- 
tung“ wohl gern, dass wir alle vergessen, 
was gestern gesagt und geschrieben wur- 
de. Was die NATO anbelangt, so werden 
wir äußerst schlecht informiert und sollen 
uns wohl auf das Lesen zwischen den 
Zeilen beschränken. 


Also dann: In der SZ vom 9. Juli war 
zu lesen: „Für einen Angriff sind 4000 
Mann zu wenig“. Auf derselben Seite 
wurde der stellvertretende US-Verteidi- 
gungsminister James Townsend zitiert, 
der einen US-amerikanischen „militäri- 
schen Wiederaufbau in Europa“ ankün- 
digt: „Abschreckung aber sei »nur wirk- 
sam, wenn man auch tatsächlich in der 
Lage ist, einen Feind zu besiegen“. 

Die SZ, die in militärischen Dingen al- 
les tut, um uns in die Irre zu führen, deu- 
tet damit ungewollt etwas an, was über 
die reinen NATO-Heeresvorbereitungen 
in den Ostseeländern hinausgeht: die Ab- 
sicht, einen Krieg gegen Russland „sieg- 
reich“ zu führen. Dazu gehören die Akti- 
vitäten der anderen Waffengattungen, 
über die wir allerdings aus der SZ nichts 
erfahren. 

Zum Beispiel über die Vorgänge in 
Kalkar am Niederrhein, über die Town 
send natürlich Bescheid weiß. Hier haben 
NATO und Bundeswehr ihren Gefechts- 
stand, der die Luftoperationen bis zum 
Ural steuern kann, und zwar auch die mit 
unbemannten Flugzeugen, also Kampf- 
drohnen, und atomar bestückten Objek- 
ten. 

Von der Existenz bewaffneter Roboter 
und dass diese ferngesteuert töten kön- 
nen, erfahren wir in der SZ vom 9. Juli 
auf Seite 2 ganz nebenbei. Und zwar dort, 
wo über den Scharfschützen berichtet 
wird, der in Dallas/USA Polizisten er- 
schoss und dann mit einem „ferngesteuer- 
ten Gefährt mit einem Sprengsatz außer 
Gefecht gesetzt“ wurde. Auch Kampf- 
drohnen sind Roboter und alles andere als 
neu, außer wohl derzeit noch bei der Poli- 
zei. Das Militär, auch das deutsche, übt 
seit langem von Kalkar aus deren Einsatz. 

Der Kommandant des Standortes Kal- 
kar, General Joachim Wundrak, bezeich- 
net diesen als einen „ganz großen Player 
in den deutschen Streitkräften und der 
NATO“. In Kalkar/Uedem bauen Bundes- 
wehr und NATO eine Leitzentrale und die 
nötige Infrastruktur für den Hightech- 
Krieg auf. Auf der vorletzten Tagung des 


dortigen „Joint Air Power Competence 
Centre“ wurde schon 2014 ein immer 
wahrscheinlicher werdender großer Krieg 
(„Major War“) in Europa angekündigt. 
Die Militärs entwickeln dafür Pläne unter 
Einbeziehung eines „Mixes nuklearer und 
konventioneller Kapazitäten“, so steht es 
im Text „Future Vector“ aus Kalkar 2014. 

Unter Verweis auf den Ukraine-Kon- 
flikt baut die Bundeswehr eine sogenann- 
te „Speerspitze“ mit 2700 Soldaten auf, 
die in Münster stationiert sind und in kür- 
zester Zeit in jeder europäischen Kon- 
fliktregion zum Einsatz kommen sollen. 
Zunächst, wie in Warschau beschlossen, 
in Litauen. Die dazu gehörige luftgestütz- 
te Steuerung erfolgt von Kalkar/Uedem 
aus. Und hier wird die Gefährlichkeit der 
angeblich so harmlosen Stationierungen 
deutlich, der die Bundesregierung zu- 
stimmte. 

Die Behauptung, es werde kein neuer 
Kalter Krieg angestrebt, ist völlig un- 
glaubwürdig. Der frühere UdSSR-Präsi- 
dent Michail Gorbatschow sprach es am 
9. Juli anlässlich des Gipfeltreffens des 
Militärpaktes gegenüber der Nachrichten- 
agentur Interfax klar aus: „Von einem 
Kalten Krieg geht die NATO zu den Vor- 
bereitungen für einen heißen Krieg über.“ 

Aus: Junge Welt, 18.07.2016, Seite 4 / 

Inland 


Nachtrag: 


Zu meinem Beitrag „Brandgefährlich“ 
vom 18. 7. 2016 in der Jungen Welt 
möchte ich noch anmerken, was wenige 
Tage nach dem Erscheinen des Beitrags 
von der Luftwaffenwebsite zu erfahren 
war: Die Flugzeuge, die gen Osten ope- 
rieren und das deutsche Heer an der 
Russland-Front unterstützen sollen, wer- 
den nicht nur aus Kalkar/Niederrhein ge- 
steuert, sie werden auch direkt in Estland 
stationiert. Siehe Website Luftwaffe 
21/22.7.16. Die Friedensbewegung plant 
für den 3. Oktober Protestaktionen in 
Kalkar und Essen, gegen diese brandge- 
fährliche Entwicklung. 

Ulrich Sander, Dortmund 
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Waffen für den Nahen Osten 


Leichtes Kriegsgerät für Bürgerkriegsregion 
Investigative Journalisten decken geheime Lieferungen auf 


- Ein im Juli veröffentlichter Bericht 
über Waffenlieferungen aus osteu- 
ropäischen Staaten in den Mittle- 
ren Osten beginnt so: „Belgrad schlief in 
der Nacht des 28. November 2015, als 
die gigantischen Motoren eines weißrus- 
sischen Transportflugzeugs, einer Ilju- 
schin Il-76 der Fluglinie ‚Ruby 
Star«, zum Leben erwachten. 
Der Rumpf der Maschine war 
beladen mit Waffen für weit 
entfernte Konflikte“. 

Herausgegeben wurde der 
Bericht vom „Investigativen 
Reporternetzwerk auf dem 
Balkan“ (BIRN) und dem „Be- 
richtsprojekt über das organi- 
sierte Verbrechen und Korrup- 
tion“ (OCCRP), die beide von 
verschiedenen europäischen 
Regierungen sowie der „Open Society 
Foundation“ (Stiftung für offene Gesell- 
schaften) von George Soros unterstützt 
werden. 

Dem Bericht voran steht ein Foto, auf 
dem eine schwere Transportmaschine auf 
dem taghell erleuchteten Belgrader Niko- 
la-Tesla-Flughafen zu sehen ist, die bela- 
den wird. Schleppfahrzeuge mit Militär- 
geräten parken in unmittelbarer Nähe. Ein 
Gefährt bringt zwei mit Munitionskisten 
beladene Waggons. Dieses und andere 
Fotos, die vom BIRN gemacht wurden, 
dokumentieren das skandalöse Gesche- 
hen. 

Die Maschine, die später von dem 
Flughafen abhebt, wird ihre Fracht nach 
Dschidda in Saudi-Arabien bringen. Bis 
zu 50 Tonnen Fracht kann sie transportie- 
ren, „ungefähr 16000 AK-47 Kalaschni- 
kow-Sturmgewehre oder drei Millionen 
Schuss Munition“, rechnen die Autoren 
aus. Andere Frachtflugzeuge wie die Bo- 
eing 747, die auch regelmäßig in Belgrad 
abheben, „tragen mindestens die doppelte 
Menge“. 

Es sei „nur einer von mindestens 68 
Flügen (gewesen), mit denen in 13 Mona- 
ten (1.6.2015-4.7.2016) Waffen und Mu- 
nition in Staaten des Mittleren Ostens und 
in die Türkei gebracht wurden. Länder, 
die ihrerseits Waffen in die brutalen Bür- 
gerkriege in Syrien und Jemen schmug- 
geln.“ 1,2 Milliarden Euro hätten osteuro- 
päische Staaten seit 2012 auf diese Weise 
verdient: „Ein Bombengeschäft.“ 

Absender der tödlichen Fracht sind dem 
Bericht zufolge Bulgarien, Kroatien, die 
Tschechische Republik, Montenegro, Ru- 
mänien, Serbien und die Slowakei. Emp- 
fänger sind Saudi-Arabien, Jordanien, die 
Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) 
und die Türkei. Auch die US-Regierung 


habe durch SCOCOM, die Abteilung für 
Spezialoperationen im Pentagon, Rüs- 
tungsgüter in Osteuropa gekauft, um sie 
den Kämpfern in Syrien zukommen zu 
lassen, schreiben die Autoren. Darunter 
„schwere Maschinengewehre, Raketen- 
werfer, Mörser, Granaten“ und Munition. 


Die Waffen seien nicht nur über den 
Luftweg in die Kriegs- und Krisenregion 
transportiert worden. Reporter hätten 
„mindestens drei Lieferungen identifi- 
ziert, die von der US-Armee seit Dezem- 
ber 2015 von Schwarzmeerhäfen aus in 
die Türkei und ins Rote Meer verschifft“ 
worden seien. Insgesamt seien „schät- 
zungsweise 4.700 Tonnen Waffen und 
Munition“ an Bord gewesen. Im übrigen 
seien auch Waffen aus Saudi-Arabien 
nach Ankara geflogen worden. 

Mindestens 68 Transportflüge aus Ser- 
bien, der Slowakei, Bulgarien und der 
Tschechischen Republik wurden seit dem 
1. Juni 2015 von BIRN/OCCRP regis- 
triert, alle seien nach Saudi-Arabien, Jor- 
danien und in die VAE gegangen. Man 
habe die Informationen aus einer Vielzahl 
von Quellen herausgefiltert: Flugpläne, 
zugespielte Kaufverträge für Waffen, 
Endverbraucherzertifikate, Luftkontroll- 
zentren, Transportfluglinien seien über- 
prüft worden. Über Daten von Flugfin- 
dersystemen seien Start- und Landeflug- 
häfen der Maschinen verifiziert worden. 

Die serbische Luftfahrtbehörde habe 
sich lange geweigert, Daten über die Waf- 
fentransporte zu kommentieren. Nach- 
dem BIRN/OCCRP Fotos und andere Be- 
lege vorgelegt hätten, habe die Behörde 
schließlich bestätigt, dass 49 Maschinen, 
die in dem genannten Zeitraum in Serbien 
gestartet seien oder den Balkanstaat über- 
flogen hätten, Waffen befördert hätten. 

Eine genaue Liste der Flüge ist dem 
Bericht beigefügt. Auf einer Karte wer- 
den die Flüge, Start- und Landeflughäfen 
graphisch dargestellt. Die meisten Liefe- 
rungen gingen nach Saudi Arabien: 30 
nach Dschidda, 17 zur Prinz Sultan Air 
Base, jeweils zwei nach Tabuk und Scha- 


rura. Der letztgenannte Flughafen liegt 
nahe der Grenze zu Jemen. Nach Jorda- 
nien gingen neun Flüge: acht nach Am- 
man und einer nach Akaba. Abu Dhabi 
und die Al-Dhafran-Militärbasis in den 
VAE wurden achtmal angesteuert. Die 
Flüge nach Jordanien wurden von der der 
Frachtlinie der Königlich Jordani- 
schen Luftwaffe ausgeführt. Eine 
weitere weißrussische Frachtlinie, 
„IransAVIAexport“, die in die 
Lieferungen eingebunden war, 
hatte bereits 2014 Waffen nach 
Libyen für dortige islamistische 
Gruppen geliefert. Auftraggeber 
damals sei der serbische Waffen- 
händler Slobodan Tesic gewesen. 

Die Verteilung der Waffen an 
die Kampfgruppen in Syrien sei 
über zwei geheime Kommando- 
einrichtungen in Jordanien und in der 
Türkei erfolgt, bestätigte der ehemalige 
US-Botschafter in Syrien, Robert Ford, 
gegenüber BRIN/OCCRP. In diesen soge- 
nannten „Militärischen Operationszen- 
tren“ (MOC) hätten Geheimdienst- und 
Militäroffiziere aus den Golfstaaten, Tür- 
kei, Jordanien und den USA gearbeitet, 
wie es in einem Bericht des Carter-Zen- 
trums heißt, eines in Atlanta (USA) an- 
sässigen Thinktanks. Diese Offiziere hät- 
ten entschieden, welche Gruppen in Sy- 
rien die Waffen erhielten, so Ford. Die 
Waffen seien auf dem Landweg ins 
Kriegsgebiet nach Syrien transportiert 
oder aus der Luft dort abgeworfen wor- 
den. Saudi-Arabien habe zudem islamisti- 
schen Gruppen geholfen, die von den 
USA nicht unterstützt worden seien. 

Die BIRN/OCCRP-Rechercheure zitie- 
ren in ihrem Bericht Pieter Wezeman vom 
Internationalen Stockholmer Friedensfor- 
schungsinstitut (SIPRI) mit der Einschät- 
zung, dass die Flüge aus Osteuropa ver- 
mutlich nur „Teil einer logistischen Ope- 
ration zur Bewaffnung der syrischen Re- 
bellen“ seien. 

Während in den letzten zwei Jahren 
Tausende Tonnen Waffen Richtung Süden 
transportiert worden seien, hätten Hun- 
derttausende Flüchtlinge versucht, den 
Konflikten dort zu entkommen und seien 
nach Norden geflohen, so die Recher- 
cheure. Die Balkanländer und europäi- 
sche Staaten hätten die Flüchtlingsrouten 
geschlossen, aber „die Milliarden Euro 
schwere Route, über die Waffen in den 
Mittleren Osten geliefert werden, bleibt 
weiter geöffnet — und bringt viel Geld 
ein“. 

Karin Leukefeld 
Junge welt I 
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Offene Fragen zu Waffenlieferungen 


Warum erst jetzt ein solcher Bericht über 
die Waffenlieferungen aus osteuropäi- 
schen Staaten für Kampfgruppen in Sy- 
rien, Jemen und in Libyen an die Öffent- 
lichkeit gelangt, ist unklar. 

Die beiden an dem Bericht beteiligten 
Organisationen erhalten Geld aus EU- 
Quellen. OCCRP, das „Berichtsprojekt 
über organisiertes Verbrechen und Kor- 
ruption“, wird von der US-Hilfsagentur 
USAID und von George Soros’ Open-So- 
ciety-Stiftung finanziert. Die Fakten über 
die Waffenlieferungen sind seit spätestens 
2012 bekannt, als die libanesische Armee 
eine Schiffsladung mit Waffen aus Libyen 
für die Kämpfer im syrischen Homs un- 
terbanden. 

Warum wurden erst 2015 Gelder für 
die journalistische Langzeitrecherche zur 
Verfügung gestellt? Interessant wäre zu 
erfahren, was eine Recherche über den 
Verbleib von Waffen ergeben würde, die 


aus Europa an Saudi-Arabien, die Türkei, 
Jordanien und in die Golfstaaten geliefert 
wurden. Frankreich, Deutschland, Groß- 
britannien gehören zu den Staaten, die am 
meisten Waffen beispielsweise an Saudi- 
Arabien liefern. Obwohl bekannt ist, dass 
die Waffen in die Kriegsgebiete im Je- 
men, Syrien und Libyen gelangen. 

Die Niederlande waren das erste Land, 
das per Parlamentsbeschluss Waffenliefe- 
rungen an Riad stoppte (März 2016). 
Auslöser waren die zahlreichen Zivilis- 
ten, die in dem von Saudi-Arabien ange- 
führten Krieg im Jemen ums Leben ka- 
men. Die Bundesregierung billigte zwi- 
schen 2001 und 2014 Rüstungslieferun- 
gen im Wert von fast 2,6 Milliarden Euro 
an die Königsfamilie, u. a. für Feuerleit- 
einrichtungen, Kriegsschiffe, Munition, 
Kleinwaffen sowie Fahrzeuge und Pan- 
zer. Allein im letzten Jahr belief sich ihr 
Wert auf 179 Millionen Euro. Nur Israel 


(391 Millionen Euro) und Großbritannien 
(1161 Millionen Euro) lieferten mehr. 
Waffenlieferungen an die Kampfgrup- 
pen in Syrien werden nicht sanktioniert. 
Nach geltendem EU-Recht und einem 
UN-Abkommen müssen die Exporteure 
lediglich prüfen, ob die Lieferungen Frie- 
den und Stabilität gefährden oder ob sie 
in die falschen Hände gelangen könnten. 
Die Europäische Union hat dafür acht 
Kriterien festgelegt, die vor der Ausfuhr 
überprüft werden müssen. Allein bei drei 
dieser Kriterien müsste ein klarer Liefer- 
stopp über die Waffeneinkäufer am Golf, 
in Jordanien und in der Türkei verhängt 
werden: Sie achten nicht die internationa- 
le Charta der Menschenrechte, sie stören 
Frieden, Sicherheit und Stabilität in der 
Region, und sie leiten die Waffen an isla- 
mistische Kämpfer weiter. 
Karin Leukefeld I 


„Der IS ist weitgehend von der 
Versorgung abgeschnitten” 


Angriffe in den kurdischen Gebieten 
zeigen, dass die Terrormiliz „Islami- 
scher Staat” unter Druck gerät. Ein 
Gespräch mit Yavuz Fersoglu 

Durch einen Terroranschlag des „Islami- 
schen Staates“ in Oamislo sind am ver- 
gangenen Mittwoch 52 Menschen ums 
Leben gekommen, mehr als 165 Perso- 
nen wurden verletzt. Wie konnte es un- 
mittelbar im kurdischen Autonomiegebiet 
in Rojava in Nordsyrien, unmittelbar an 
der Grenze der Türkei, dazu kommen? 
Mitglieder des IS hatten einen Lastwagen 
in die Luft gejagt, der im oberen Teil mit 
Schafen und im unteren Teil mit Spreng- 
stoff beladen war. Viele Menschen star- 
ben unter dem Schutt der durch die 
Wucht der Detonation zerstörten Gebäu- 
de am Explosionsort. Von neun Personen, 
die am Tatort in dem belebten Viertel un- 
mittelbar vor der Stadtverwaltung waren, 
fehlt jede Spur. Wie dies genau vorberei- 
tet wurde, muss noch untersucht werden. 
In der selbstverwalteten kurdischen Regi- 
on Rojava hat es in den vergangenen Jah- 
ren mehrere Anschläge gegeben, aber 
nicht in dieser Dimension. Zuletzt gab es 
einen ähnlich schlimmen Angriff sechs 
Monate nach der Befreiung der Stadt Ko- 
bani im August 2015. Die Anschläge des 
IS mehren sich, auch im Irak, Afghanistan 
und anderswo. Das ist ein Zeichen dafür, 
dass die Terrormiliz unter Druck gerät. 
Wie ist das begründet? 

Der aktuelle Anschlag ist zugleich Aus- 
druck der Verzweiflung und des Nieder- 
gangs des IS. Durch den Angriff der De- 
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mokratischen Kräfte Syriens, SDF, einer 
Vereinigung bewaffneter Kräfte kurdi- 
scher, arabischer, turkmenischer, assyri- 
scher und anderer Nationalitäten aus Ro- 
java, zusammen mit den kurdischen 
Volks- und Frauenverteidigungseinhei- 
ten, YPG und YPJ, auf die nordsyrische 
Stadt Minbic ist der IS weitgehend von 
Versorgungsmöglichkeiten abgeschnit- 
ten. Da Minbic zum größten Teil befreit 
ist, ist dem IS der Weg zu seiner Hoch- 
burg Rakka und in die Türkei versperrt. 
So kann es keinen Nachschub an Kämp- 
fern oder Waffen mehr über die Türkei 
geben. Deshalb verübt er nun Terroran- 
schläge, um sich an den freien kurdi- 
schen Gebieten in Nordsyrien zu rächen. 
Sie kritisieren, dass die Bevölkerung von 
Rojava und ihre Verteidigungseinheiten 
keine Anerkennung durch die internationa- 
le Gemeinschaft erfährt. ... 

Das kurdische Selbstverwaltungsgebiet 
steht unter einem Embargo durch die 
Türkei und der mit ihr kooperierenden 
Kurdisch Demokratischen Partei, KDP, 
von Präsident Masud Barsani im Nord- 
irak. Wichtige Lebensmittel und Medizin 
können nicht nach Rojava gelangen; 
chronisch kranke Menschen haben kaum 
eine Überlebenschance. Dabei ist die Re- 
gion nach wie vor Zufluchtsort für viele 
Menschen unterschiedlicher Nationalitä- 
ten aus umkämpften Gebieten in Syrien. 
Aber die internationale Gemeinschaft hat 
weder für die Flüchtlinge, noch für die 
Bewohner Rojavas bisher etwas getan — 
obgleich die Region das größte Bollwerk 


gegen den IS darstellt. Auch bei den Ge- 
sprächen in Genf ist die dort regierende 
Partei der Demokratischen Union, PYD, 
stets ausgeschlossen. Es darf nicht sein, 
dass sich die Internationale Gemein- 
schaft weiterhin dem Druck der Türkei, 
Saudi-Arabiens und Katars beugt, die so 
in Syrien eine demokratische Entwick- 
lung verhindern wollen. 
Wie kann es funktionieren, den von Ihnen 
geforderten humanitären Korridor von 
Rojava in die Türkei einzurichten, nach- 
dem dort der Rechtsstaat unter dem Prä- 
sidenten Recep Tayyip Erdogan weitge- 
hend ausgehöhlt ist? 
Die UNO muss endlich Druck ausüben, 
damit die Türkei oder der Nordirak den 
Hilfskorridor nach Rojava eröffnen. Auf 
Konferenzen wird es zwar diskutiert, 
aber ohne bislang verbindliche Beschlüs- 
se dazu zu fassen. 
Sie fordern auch internationalen Druck 
auf die Türkei, weil sie islamistische Orga- 
nisationen wie den IS in Syrien unterstützt. 

Menschen in Rojava berichten immer 
wieder, dass Kräfte des IS und anderer is- 
lamistischer Gruppen nach Syrien eindrin- 
gen und dort Verbrechen begehen. In der 
Türkei werde nicht gegen sie vorgegangen, 
sie erhielten dort nach wie vor logistische 
Unterstützung. Wenn Deutschland, Frank- 
reich, England und die USA es ernst mei- 
nen, den IS zu bekämpfen, müssen sie auf 
die Türkei einwirken: Deren Vorgehen 
muss Auswirkungen haben, auf politischer, 
finanzieller und militärischer Ebene. 

Gitta Düperthal / junge welt 


Ein wahres Fest für Menschenfreunde? 


Am 31. Juli 2016 fanden in Köln diverse 
Versammlungen statt. Die UETD, „Uni- 
on Europäisch-Türkischer Demokraten“, 
versammelte etwa 30000 — 40000 Teil- 
nehmer_innen. Bei den extrem rechten 
Protesten durch „Pro NRW“ und „Iden- 
titäre Aktion“ kam es zu diversen (verba- 
len) Auseinandersetzungen mit der Poli- 
zei. Gegen beide nationalistischen und 
faschistischen Lager demonstrierten 
rund 1500 Personen aus dem antifaschis- 
tischen Spektrum und zogen dabei vom 
Sachsenring/Karttäuserhof bis zum 
Bahnhofsvorplatz. 


Veranstaltung der UETD 


Türkische Nationalist innen, darunter 
zahlreiche Anhänger innen der faschisti- 
schen Partei MHP, „Partei der Nationalis- 
tischen Bewegung“ und diverse Isla- 
mist_innen hatten sich in Solidarität zu 
dem türkischen Staatspräsidenten Recep 
Tayyip Erdogan und seiner Partei der 
AKP, „Partei für Gerechtigkeit und Auf- 
schwung“ in der Deutzer Werft versam- 
melt. 

Auf der Bühne sprach unter anderem 
der türkische Sportminister Akif Cagatay 
Lilic. Er bedankte sich bei allen Diaspora 
Türken und versicherte ihnen die Unter- 
stützung durch die Türkei, sollten sie ein- 
mal „Kopfschmerzen“ haben. Außerdem 
betonte er nochmal, dass sie in Deutsch- 
land leben, oder in anderen europäischen 
Ländern, und das ebenso ihre Heimatlän- 
der seien, genauso wie die Türkei. 

Musikalisch war die Veranstaltung 
recht einseitig gehalten. Neben der deut- 
schen und der türkischen Nationalhymne, 
wurde vor allem der Song für den Staats- 
präsident Erdogan mehrmals gespielt. 
Dafür waren die Sprechchöre einigerma- 
ßen Abwechslungsreich. Neben Parolen, 
die an „Märtyrer“ erinnern sollen, wir 
auch nochmal die Stärke des türkischen 


Vaterlandes betont. Außerdem waren die 
Sprechchöre gezeichnet von „Allahu Ak- 
bar“-Rufen („Gott ist groß“) und einem 
fanatischen Personenkult um den autori- 
tären Staatspräsidenten Erdogan. Neben- 
bei äußerten die Demonstrant*innen auch 
immer wieder ihren Wunsch nach der To- 
desstrafe. Ein wahres Fest für Menschen- 
freunde. 

Das Event glich eher einem Familien- 
fest, als einer Demonstration. Anheizende 
Reden appellierten an die nationale Iden- 
tität. Gegenseitiges bestärken, im Geiste 
gegen die vermeintlichen Terroristen, und 
für die Demokratie. Nur eben mit der To- 
desstrafe. Das Publikum war bunt ge- 
mischt, viele waren schick gekleidet. Sehr 
viele Familien und Busse voll mit Men- 
schen aus ganz Europa waren gekommen. 


Extrem rechter Protest 


Diverse extrem rechte Gruppierungen, 
Parteien und Kameradschaften fanden 
sich am Bahnhofsvorplatz in Köln ein. 
Die neonazistischen Parteien „Die Rech- 
te“, mit den entsprechenden Akteur _in- 
nen Michael Brück, Alexander Deptolla, 
Siegfried „SS Siggi“ Borchardt und 
Christoph Drewer, sowie die verbliebe- 
nen Teile der NPD NRW, mit dem Lan- 
desvorsitzenden Claus Cremer und seiner 
Stellvertreterin Ariane Meise waren zu- 
gegen. Ebenfalls verbliebene Teile der 
rechten Hooligangruppe „Borussenfront“ 
aus Dortmund, die Gruppe „Division 
Braune Wölfe“ um Andreas Rißler, des- 
sen Arm ein „Combat 18“-Tattoo ziert, 
die Identitäre Aktion aus dem Rheinland, 
um Melanie Dittmer, Rene Müller und 
Dominik Lüth, fast das gesamte Orga- 
Team der Pegida ähnlichen Initiative 
„Essen gegen Politikwahnsinn“ um 
Holm Teichert, Willi Maybaum, Teil der 
Organisation von „Bürger stehen auf“ in 
Linnich, große Teile des HoGeSa-Spek- 


trums um den Mitgründer Mario Leise- 
ring und Jan Fartas von „Köln für deut- 
schen Sozialismus“. 

Schlussendlich wurde die Versamm- 
lung durch die Kölner Polizei um 16.25 
Uhr aufgelöst, bis dahin hatten zu den 
Teilnehmer_innen Ester Seitz, Markus 
Beisicht, Holm Teichert, Karl Richter, 
NPD München und Achim Ezer, „Pfälzer 
Spaziergänge“ gesprochen. 

Auf dem Gleis, wo sich Sonderzüge für 
die extreme Rechte befanden, kam es zu 
dem noch zu einem Angriff auf acht Dort- 
munder Antifaschist innen durch 40 Na- 
zis von „Die Rechte“, eine Person musste 
dabei ins Krankenhaus eingeliefert wer- 
den. 


Antifaschistischer Protest 


Bis zu 1500 Demonstrant innen nahmen 
an den antifaschistischen und demokrati- 
schen Protesten im Kölner Stadtgebiet 
teil. Vom Sachsenring/Karttäuserhof star- 
teten rund 500 Teilnehmer innen des 
Bündnisses „Köln gegen Rechts“ zu der 
Versammlung der Parteijugendorganisa- 
tionen am Heumarkt. Anschließend lie- 
fen bis zu 1.000 Personen bei einer wei- 
teren Demonstration zum Vorplatz des 
Kölner Hauptbahnhof und artikulierten 
in unmittelbarer Nähe ihren Protest ge- 
gen die extrem rechte Protestkundgebung 
der „Identitären Aktion“ und „Pro 
NRW“. Auf dem Heumarkt kam es dabei 
laut der Kölner Polizei zu einem Aufei- 
nandertreffen von rund 120 Kurd innen 
und 80 türkischen Nationalist_innen, die 
offenbar zügig voneinander getrennt 

wurden. 
Quelle: http://www.sechel.it/ 
faschismus-und-personenkult-der-31- 
Juli-in-koeln/ 


Massenhafte türkische Fahnen am 31.7.2016 in Köln/Deutz- das Banner, das für viele für Nationalismus, Chauvinismus und Völkermord steht 
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:frankreich 


„Hoffentlich ein islamistisches 
Attentat, das zahlt sich aus...” 


Der Front National und die übrige extreme Rechte zu den Attentaten und ihren in- 
nenpolitischen Folgeerscheinungen 


Madame machte aus ihrem Herzen 
‚ keine Mördergruppe, sondern ließ 

ihren zynischen Hoffnungen freien 
Lauf. Auf ihrem Twitter-Konto legte 
„Laure94100“ — die Zahlenkombination 
entspricht einer Postleitzahl im südlichen 
Pariser Umland - ihr Kalkül freimütig 
offen. Die Userin, die laut eigenen Anga- 
ben als Krankenschwester arbeitet und 
sich zu ihrer Mitgliedschaft beim Front 
National (FN) bekennt, plauderte so mit 
Blick auf die Schießerei in München 
vom vorigen Freitag aus: „Ich hoffe, dass 
die Motivation islamistisch ist. Das zahlt 
sich in den Wahlurnen aus.“ Dies ent- 
fachte eine kleine Diskussion. 

So weit zu hoffen, dass überhaupt mög- 
lichst viele Attentate oder Amokläufe 
stattfinden, damit ihre Partei bei Wahlen 
möglichst noch besser absehnen kann, 
ging die Frau mittleren Alters denn doch 
nicht. Jedenfalls nicht nach außen hin, 
über ihr Innenleben kann nur spekuliert 
werden. Vor einem guten halben Jahr hat- 
te ihre Parteifreundin Marion Marechal- 
Le Pen - Abgeordnete in der Nationalver- 
sammlung und damals Spitzenkandidatin 
bei den Regionalparlamentswahlen in 
Südostfrankreich — im Fernsehen eben- 
falls recht offen frohlockt, die vorausge- 
gangenen Pariser Anschläge hätten ihrer 
Partei genutzt. Um nach kurzem Nach- 
denken dann noch den Satz hinterherzu- 
schieben: „Ohne den Zynismus so weit zu 
treiben, einen Vorteil daraus schöpfen zu 
wollen. Es ist nur eine Feststellung.“ Man 
wird doch noch mal sagen dürfen! 

Die Wirklichkeit hat „Laure94100“ ja 
den gewünschten Gefallen nicht erwiesen. 
Polizeilichen Angaben zufolge war der 
18jährige Deutsch-Iraner, der in München 
neun Menschen und sich selbst tötete, 
eher von dem norwegischen Neofaschis- 
ten Anders Behring Breivik fasziniert, als 
dass er jihadistisch inspiriert gewesen 
wäre. Er hatte auch pünktlich am fünften 
Jahrestag von Breiviks 77fachem Mord in 
Oslo und auf der Insel Utoya zugeschla- 
gen. Viele rechtsextreme Parteifreunde 
der Gesundheitsbediensteten wollen es 
dabei jedoch nicht bewenden lassen. 

Auch wenn der FN seit 2011 dem Anti- 
semitismus offiziell abschwört — seine 
Führung betrachtet, wie der Vivevorsit- 
zende Louis Aliot es formuliert hat, den 
Vorwurf des Antisemitismus als „letzten 
Sperrriegel“, der die rechtsextreme Partei 
von anerkannter Politikfähigkeit und 
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Bündnisoptionen trenne -, zählen ver- 
schwörungstheoretische Denkelemente 
doch zu seinem Kerngeschäft. Sie werden 
nur anders begründet als bei offenen An- 
tisemiten, und mit dem angeblichen Plan 
eines beabsichtigten Bevölkerungsaus- 
tauschs in Verbindung gebracht. Folge- 
richtig zeigen sich führende Parteifunk- 
tionäre felsenfest davon überzeugt, es 
gebe ein Komplott der Eliten, um dem 
Volk die volle Wahrheit über München zu 
verbergen. Der parteilose, doch auf einer 
Liste des FN gewählte Bürgermeister von 
Beziers, Robert Menard, erklärte dazu 
etwa: „München: Soll man sich mit der 
offiziellen Wahrheit begnügen?“ Und der 
zum FN gehörende Bürgermeister von 
Hayange in Lothringen, Fabien Engel- 
mann, pflichtete bei Twitter bei: „Wieder 
ein Depressiver, man warnt uns vor unzu- 
lässigen Vermischungen. Wahrhaft anste- 
ckend! Man belügt uns.“ 

Die Wählerschaft der modernisierten 
neofaschistischen Partei zeichnet sich un- 
terdessen dadurch aus, dass sie als einzige 
politische Gruppe in der französischen 
Parteienlandschaft mehrheitlich daran 
glauben, „der Staat könnte alle Attentate 
verhindern“, wenn er denn nur wolle. 
Was zwei Deutungsmöglichkeiten zu- 
lässt, die sich nicht gegenseitig ausschlie- 
Ben: Entweder sind diese Parteisympathi- 
santen vollständig autoritätsgläubig, oder 
aber sie unterstellen der amtierenden Re- 
gierung, sie wolle einfach Anschläge und 
Amokfahrten nicht verhindern. Beides 
lässt sich natürlich miteinander kombinie- 
ren, — die Synthese wird durch die Vor- 
stellung hergestellt, es müssten doch nur 
einmal echte Volksvertreter ans Ruder 
kommen und dem wahren Volkswillen 
wieder Geltung verschaffen. 

Mehrheitlich zeigen die Französinnen 
und Franzosen sich in letzten Umfragen 
skeptisch, was die Wirksamkeit des nun- 
mehr bis Januar 2017 verlängerten — und 
bis dahin über ein Jahr lang geltenden — 
Ausnahmezustands zum Schutz vor At- 
tentaten betrifft. Dafür gibt es auch allen 
Grund: Die Mordfahrt von Nizza am 14. 
Juli 16 fand nicht nur im Ausnahmezu- 
stand statt, sondern auch in der Stadt mit 
der höchsten Dichte an Überwachungska- 
meras in ganz Frankreich. In einem Teil 
der Stadt sind so genannte „intelligente 
Kameras“ in der Lage, Worte auf 200 
Meter Entfernung von den Lippen vorbei- 
gehender Menschen abzulesen oder die 


Straßenbeleuchtung je nach Passanten- 
dichte zu regulieren. Doch der Attentäter 
von Nizza fuhr tagelang unter den Augen 
der Kameras seine Probefahrten. Aber 
wenn sogar im nationalsozialistischen 
Deutschland Attentate auf den „Führer“ 
durchgeführt werden konnten und Uigu- 
ren in China Bomben legen können, darf 
auch kaum angenommen werden, polizei- 
staatliche Maßnahmen zeigten Wirkung 
gegen Anschlagspläne. Die neueste Vari- 
ante des Ausnahmezustandsgesetzes, die 
seit dem 26. Juli d.). gilt, bietet gleichzei- 
tig erstmals eine offene, schwarz auf weiß 
geschriebene Rechtsgrundlage für De- 
monstrations- und Kundgebungsverbote, 
für den Fall, dass „die Polizei sich mit der 
Gewährungsleistung der Sicherheit von 
Versammlungen überfordert“ fühlt. Das 
ist keine Reaktion auf Terrorakte, sondern 
auf die Demonstrationen im Frühjahr. 

Bei einer Umfrage, die am Samstag, 
den 23. Juli 2016 publiziert wurde, erklär- 
ten 54 Prozent der Befragten, der Ausnah- 
mezustand biete keinen Schutz gegen At- 
tentate. 45 Prozent halten ihn dagegen für 
„nützlich“. Und 78 Prozent sind der Auf- 
fassung, auch wenn sie alles in ihrer 
Macht Stehende tue, könne die Regierung 
nicht sämtliche Anschlagsplanungen ver- 
eiteln. In der Wählerschaft des FN glau- 
ben zwar auch nur 34 Prozent heute an 
die Wirksamkeit des, durch die jetzige 
Regierung verhängten Ausnahmezu- 
stands. Doch 56 Prozent von ihnen glau- 
ben an die Möglichkeit, der Staat könnte 
alle Attentate verhindern, falls er nur wol- 
le. Es handelt sich um die einzige Wäh- 
lergruppe, die mehrheitlich in diesem Sin- 
ne denkt. 


Außerhalb des FN 


Nicht allein der FN positioniert sich zu 
den Attentaten. In Nizza greift in Teilen 
der Bevölkerung eine offen rassistische 
Stimmung um sich, wie die rechtsextre- 
me Webseite NDF.fr unter dem Titel 
„Befreiung der Rede gegen Einwande- 
rung und Islamisierung“ triumphierend 
berichtet. Diese Tatsache nimmt auch vor 
dem Hintergrund nicht wunder, dass die 
Stadt ein ausgeprägt rechtes Meinungs- 
klima besitzt — vor allem sich seit 1962 
viele Pieds noir, frühere französische 
Siedler in Algerien, hier niederließen und 
ein dichtes Vertriebenenmilieu bildeten. 
Dieses hat die Politik der Stadt lange Zeit 


:flucht und migration 


Flüchtlingsfeindliche Forde- 
rungen 


„Seehofer macht seinem Ruf als Asyl- 
Hardliner alle Ehre. Er nutzt die Gewalt- 
taten in Würzburg, München und Ans- 
bach für seine populistischen Forderun- 
gen nach Asylrechtsverschärfungen und 
dient so als Stichwortgeber für die AfD 
und andere rechte Hetzer‘“ kommentiert 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, die Erwägun- 
gen des bayrischen Ministerpräsidenten 
Horst Seehofer, Asylsuchende zukünftig 
in Kriegsgebiete abzuschieben. Jelpke 
weiter: 

„Seehofer heizt bewusst eine flücht- 
lingsfeindliche Stimmung an, um sie poli- 
tisch auszunutzen. Auch wenn er selbst 
mittlerweile zurückgerudert ist: Seine Er- 
wägungen, Asylsuchende in Kriegsgebie- 
te abzuschieben, wurden im Kern längst 
von anderen aufgegriffen. Bayerns Innen- 
minister Joachim Herrmann etwa fordert 
nun die erleichterte Abschiebung straffäl- 
lig gewordener Flüchtlinge. Es ist einfach 
nur ekelhaft, wenn Gewaltereignisse, wie 
in München, Würzburg oder Ansbach, 
dazu missbraucht werden, Stimmung ge- 
gen Flüchtlinge zu machen und als Ein- 


fallstor für weitere Verschärfungen in der 

Asylpolitik genutzt werden.“ 
Quelle: http://www.ulla-jelpke.de 
26.07.2016 I 


Kabinett billigt 80-Cent-Job- 
Programm für Flüchtlinge 


Flüchtlinge dürfen in Zukunft froh sein, 
wenn sie den deutschen Arbeitsalltag 
kennenlernen dürfen und für ihre Ar- 
beitskraft auch noch bezahlt werden — 
mit 80 Cents pro Stunde. SPD-Arbeits- 
ministerin Nahles hält das für wichtig. 

Anfang August kann ein neues Arbeits- 
marktprogramm für Flüchtlinge starten. 
Das Bundeskabinett machte Mitte ver- 
gangener Woche in Berlin den Weg für 
100.000 Arbeitsgelegenheiten frei, die der 
Bund in den kommenden drei Jahren mit 
einer Milliarde Euro fördert. 

Die sogenannten „Ein-Euro-Jobs“ sind 
gedacht für Asylbewerber ab 18 Jahre, die 
nicht mit einer schnellen Entscheidung 
über ihren Asylantrag rechnen können. 
Ausgeschlossen sind Zuwanderer aus si- 
cheren Herkunftsländern. Anders als Ein- 
heimische erhalten die Flüchtlinge nicht 
1,05 Euro, sondern nur 80 Cent pro Stun- 
de. 


Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) sagte, es sei wichtig, das Geflüch- 
tete den deutschen Arbeitsalltag mög- 
lichst früh kennenlernen. Die Stellen sind 
in der Regel bei den Städten und Gemein- 
den, bei freien Trägern wie Wohlfahrts- 
verbänden und bei Vereinen angesiedelt. 
(epd/mig) 

Quelle: http://www.migazin.de 
19.07.2016 0 


Zwangsräumungen in 
Griechenland 


Heute Morgen wurden drei besetzte Häu- 
ser in Thessaloniki, in denen Geflüchtete 
wohnten gewaltsam durch die grie- 
chische Polizei geräumt. Die Häuser bo- 
ten zumindest für einige wenige Geflüch- 
tete eine Alternative zu den katastropha- 
len Bedingungen in den Aufnahmela- 
gern. 

Ein gerade neu besetztes Gebäude mit- 
ten in Thessaloniki, das Orfanotrofio, in 
dem bis zu 40 Geflüchteten wohnten und 
das bereits lang existierende Haus-Projekt 
Nikis. Sowohl Geflüchtete als auch Akti- 
vist*innen wurden verhaftet. Als Reakti- 
on wurde das Büro von Syriza in Thessa- 
loniki besetzt. 

Ca. 50 Geflüchtete wurden in ein ‘relo- 
cation center’ gefahren und direkt wieder 


dominiert. Von 1995 bis 2008 wurde Niz- 
za von einem Bürgermeister regiert, 
Jacques Peyrat, der von der Parteigrün- 
dung 1972 bis 1994, also wenige Monate 
vor seiner Wahl, selbst dem FN angehör- 
te. Er wechselte dann später zu den Kon- 
servativen. 

Auch die eher außerparlamentarisch 
aktive „identitäre Bewegung“ hat in Niz- 
za eine Hochburg, hier traten ihre Vertre- 
ter auf kommunalen Wahllisten des FN 
mit an. Ihre Hauptorganisation, der frühe- 
re Bloc identitaire, hat sich soeben in Les 
Identitaires im Plural umbenannt. In einer 
Presseerklärung fordern „die Identitären“ 
nun Altbekanntes, dessen Richtigkeit an- 
geblich durch das Nizzaer Attentat unter 
Beweis gestellt worden sei: Abschiebung 
straffälliger Ausländer; Verbote muslimi- 
scher Vereinigungen bis hin zur konserva- 
tiv-reaktionären, doch bestimmt nicht ji- 
hadistischen UOIF; Stärkung von Polizei 
und Armee sowie den Abbruch bestehen- 
der Beziehungen zu den Golfländern. 

Die rechtskatholisch-fundamentalische 
Vereinigung Civitas, die soeben den Par- 
teienstatus erworben hat, sieht die Ursa- 
chen unterdessen eher darin, dass das of- 
fizielle Frankreich gegen Syriens legiti- 
men Präsidenten Baschar Al-Assad — der 
ja auch die orientalischen Christen schüt- 
ze — Position beziehe. Dadurch habe es 
die Jihadisten erst ermutigt. Dafür greift 
Civitas Präsident Frangois Hollande, Au- 
ßenminister Laurent Fabius und den 
Schriftsteller sowie Interventionsbefür- 


worter Bernard-Henri Levy scharf an. 

Wohl am „durchgeknalltesten“ von al- 
len rechtsextremen Strömungen und Pu- 
blikationen wirken jedoch die Internetzei- 
tung Riposte Laique (ungefähr: „Gegen- 
schlag der Säkularisten‘“‘) und ihr Umfeld. 
Bei ihnen handelt es sich um hauptberuf- 
liche Moslemhasser, die bei Wahlen den 
Front National und Marine Le Pen unter- 
stützen, jedoch auf keinerlei taktische Er- 
fordernisse in Ausdruck & Auftreten 
Rücksicht nehmen, wie eine Wahlpartei 
dies tun muss. (Und sogar Teilen des FN 
sollen diese wahnwitzigen Hassprediger 
mittlerweile nur noch auf die Nerven ge- 
hen.) Riposte Laique versuchte, Anti-An- 
tifademonstrationen mit zu initiieren, 
nachdem im Juni 2013 der 18jährige An- 
tifaschist Clement M£ric getötet worden 
war und es zu linksradikal geprägten Pro- 
testen kam. Die Publikation verfügt über 
einen gewissen Einfluss im Lehrinnen- 
und Lehrer, aber auch im Polizistenmi- 
lieu, jeweils an deren extremen Rändern, 
doch diese beginnen ja auszufransen. 

Im Zusammenhang mit den jüngsten 
Ereignissen versteigt sich Riposte Laique 
wiederholt zu schreiend radikalen Titeln 
und Phrasen. Ihre Ausgabe vom 19. Juli 
16 ist beispielsweise überschrieben mit: 
„Um den Völkermord an den Franzosen 
zu vermeiden, ist es nötig, die Moslems 
abzuschieben.‘“ Am 20. Juli macht die Pu- 
blikation mit dem Titel auf (welcher auf 
eine herbeihalluzinierte angebliche Zahl 
von Moslems in Frankreich Bezug 


nimmt, während das liberale Wochenma- 
gazin L’Express deren Anzahl auf 3,5 
Millionen schätzt): „Zehn Millionen an- 
geblich gemäßigte Moslems können uns 
jederzeit töten.“ 


30 von 84 Toten sind musli- 
mischer Konfession 


Nizza und sein, wesentlich preisgünstige- 
res, Hinterland sind beliebte inländische 
und internationale Urlaubsziele. Die To- 
desfahrt von Mohamed Bouhlel traf des- 
wegen beileibe nicht nur französische 
Staatsbürger oder christliche Abendlän- 
der. Dreißig der Todesopfer sind selbst 
muslimischer Konfession, oder Ab- 
kömmlinge muslimischer Familien, die 
vielleicht der Religion auch indifferent 
gegenüber standen. Und 34 der insge- 
samt 84 der Ermordeten waren ausländi- 
sche Staatsangehörige, unter anderem 
aus Kasachstan, Tunesien, Algerien und 
Marokko — zwischen beiden Gruppen 
gibt es eine Schnittmenge, aber sie sind 
nicht identisch. Als erstes seiner Opfer 
überfuhr Bouhlel eine marokkanische 
Rentnerin, die ein Kopftuch trug. Auf 
Glaubenszugehörigkeit nahm der Täter 
also keinerlei Rücksicht. Aber es versteht 
sich von selbst, dass aus Sicht der extre- 
men Rechten unterschiedlicher Couleur 
mehr denn je „die Muslime“ im Krieg 
mit dem europäischen Kulturerbe oder 
dem Abendland stehen. 

Bernard Schmid 
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nach Thessaloniki gebracht, weil das 
Camp voll war. Die Polizei hat ihre Häu- 
ser zerstört, sie sind jetzt erstmal obdach- 
los. Die AktivistInnen sind noch immer in 
Polizeigewahrsam, einige von ihnen müs- 
sen sich morgen um 12 Uhr vor Gericht 
präsentieren. 

Später am Morgen wurde der Hafen 
von Piraeus geräumt, die Geflüchteten 
sollen mit Busen in offizielle Camps ge- 
bracht werden. Die Räumung verlief ru- 
hig, die meisten Geflüchteten waren über 
die Räumung bereits informiert. Einige 
machten sich zu Fuß auf den Weg nach 
Athen. Nachdem der Hafen geräumt war, 
begann die Polizei damit alle Zelte zu 
vernichten. 

Außerdem wurde das No Border Social 
Center auf Lesvos geräumt 

Quelle: http://www.borderline- 
europe.de/news 27.07.2016 


„Bollwerk gegen 
Intoleranz” 


Flüchtlingskonferenz in Rom 
Wie gehen die Gewerkschaften in Europa 
mit der Herausforderung der Flüchtlings- 
migration um? Das war die Kernfrage 
auf der vom Europäischen Gewerk- 
schaftsbund (EGB) organisierten Veran- 
staltung „Trade Union Action For Refu- 
gees“ am 15. Juni in Rom. Als deutsche 
Gewerkschaftsvertreter waren Stefan 
Körzell, Mitglied des geschäftsführenden 
Bundesvorstandes des DGB, sowie Gio- 
vanni Pollice, Vorsitzender der Gelben 
Hand, vor Ort, um die Maßnahmen der 
deutschen Gewerkschaften zur Integrati- 
on Geflüchteter darzulegen und in den 
Praxisaustausch mit den europäischen 
Kolleginnen und Kollegen zu kommen. 

„Integration gelingt durch Arbeit und 
Ausbildung, deshalb haben Gewerkschaf- 
ten in Deutschland durch Tarifverträge 
bzw. Betriebsvereinbarungen erreicht, 
dass zusätzliche Ausbildungsplätze für 
Flüchtlinge zur Verfügung gestellt wer- 
den‘, so Stefan Körzell in Rom. Die euro- 
päische Gewerkschaftsbewegung stellt in 
ihrem gemeinsamen Positionspapier he- 
raus, „Flüchtlingen bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft zu 
helfen und gleichzeitig die Gleichbehand- 
lung und Rechte sowohl für Flüchtlinge 
als auch örtliche Arbeitskräfte zu verteidi- 
gen“. Denn letztlich verstehe sich die eu- 
ropäische Gewerkschaftsbewegung mit 
ihren 45 Mio. Mitgliedern aus 36 europäi- 
schen Staaten als „Bollwerk gegen jede 
Form von Intoleranz“. 

Quelle: www.gelbehand.de 18.07.16 


Aufstockung der Mittel für 
Sprachkurse 


Das niedersächsische Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur hat mit einer 
Presseerklärung von 21.07.2016 eine 
deutliche Aufstockung der Mittel zur 
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Durchführung von Sprachkursen für 
Flüchtlinge im kommenden Jahr ange- 
kündigt. „Mit dem Ausbau dieser 
Sprachkurse sorgt das Land flankierend 
zu den Angeboten des Bundes dafür, dass 
kein Geflüchteter ohne Angebot bleibt. 
Damit kompensiert Niedersachsen die 
unzureichende Integrationspolitik der 
Bundesregierung“, sagt Gabriele Heinen- 
Kljajie, Niedersächsische Ministerin für 
Wissenschaft und Kultur. Der Bund hat 
seine Integrationskurse nur für Menschen 
aus einem Teil der Herkunftsländer ge- 
öffnet. Andere, beispielsweise aus Afgha- 
nistan — in Niedersachsen drittstärkste 
Gruppe der Geflüchteten mit einer Aner- 
kennungsquote von fast 50 Prozent — 
bleiben beim Bund außen vor. 

Wir begrüßen diese Entscheidung der 
Landesregierung und freuen uns über die 
verbesserten Möglichkeiten einer Sprach- 
förderung für Geflüchtete. Gefordert sind 
jetzt die Landkreise und kreisfreien Städ- 
te, die dafür sorgen müssen, dass das vor- 
handene Angebot auch die Flüchtlinge er- 
reicht. In Zusammenarbeit mit den Er- 
wachsenenbildungsträgern sollten die 
Kommunen für eine zentrale Koordinati- 
on des Sprachkursangebots zu sorgen und 
so dazu beizutragen, dass tatsächlich alle 
Flüchtlinge ein ihren Vorkenntnissen und 
Kompetenzen entsprechendes Sprach- 
kursangebot nutzen können. 

Quelle: www.nds-fluerat.org 26.07.16 


Türkei ist kein sicherer Her- 
kunftsstaat 


„Politische Flüchtlinge aus der Türkei 
haben ohne jeden Zweifel Anspruch auf 
Asyl in Deutschland. Die Bundesregie- 
rung hat im Zuge des schmutzigen EU- 
Flüchtlingsdeals den Despoten Erdogan 
in den letzten Monaten zu seinem immer 
autoritäreren und brutaleren Vorgehen re- 
gelrecht ermutigt. Das mindeste was sie 
jetzt zur Schadensbegrenzung beitragen 
kann, ist es, den Opfern des AKP-Re- 
gimes Asyl anzubieten“, erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE., Ulla Jelpke, zur bislang 
von der Bundesregierung vertretenen 
Auffassung, wonach die Türkei ein si- 
cheres Herkunftsland sei. Die Abgeord- 
nete weiter: 

„Die aktuellen Ereignisse sollten der 
Bundesregierung ein für alle Mal verdeut- 
licht haben, dass Erdogans Türkei für nie- 
manden ein sicherer Herkunftsstaat ist. 
Dort wurden innerhalb kürzester Zeit 
Tausende Oppositionelle gekündigt, in- 
haftiert oder sogar auf offener Straße ge- 
lyncht. Wer die Bilder der offensichtlich 
misshandelten mutmaßlichen Putschge- 
neräle gesehen hat, kann sich vorstellen, 
wie es erst einem kurdischen Bauern oder 
einem linken Studenten ergeht, wenn er 
Erdogans Sicherheitskräften in die Hände 
fällt. Und schon vor der jetzt von Erdogan 
auf die Agenda gesetzten Wiedereinfüh- 


rung der Todesstrafe wurden in den letz- 
ten Monaten hunderte Kurden Opfer ex- 
tralegaler Hinrichtungen durch Scharf- 
schützen der Polizei oder sie wurden le- 
bendig von Sicherheitskräften verbrannt.“ 
Quelle: http://www.ulla-jelpke.de 
21.07.2016 0 


Massive Abschiebungen in 
Sachsen-Anhalt 


Am 21.7.16 führte das Land die siebte 
Sammelabschiebung durch, von der 
sechs Personen aus dem Kosovo und sie- 
ben Personen aus Mazedonien betroffen 
waren. Aus Thüringen wurden 27 Perso- 
nen abgeschoben. 

Damit liegt die aktuelle Gesamtzahl der 
Abschiebungen aus Sachsen-Anhalt bei 
593 Personen. Das ist eine Steigerung um 
mehr als 70 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum. Insgesamt sollen zwi- 
schen 3000 und 4000 Menschen bis Jah- 
resende abgeschoben werden oder frei- 
willig ausreisen. 

Der Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt ist 
alarmiert über diese massive Zunahme 
der Abschiebungen, von denen auch viele 
Menschen betroffen sind, nicht wenige 
Kinder, die seit Jahren in Deutschland le- 
ben und sich hier ein Leben aufgebaut ha- 
ben. 

Dieses rigide Abschiebungsregime ist 
auch Ergebnis der Asylrechtsverschärfun- 
gen der vergangenen Monate, die insbe- 
sondere die Rechte der Menschen aus den 
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
beschneiden. Der Flüchtlingsrat fordert 
die Behörden auf, die gesetzlich vorgese- 
henen Möglichkeiten zur Legalisierung 
des Aufenthalts über die Bleiberechtsre- 
gelungen ($25a und 25b AufenthG) voll 
auszuschöpfen und den Menschen ein 
Bleiben zu ermöglichen. 

Ein Teil der Abschiebungen sind Über- 
stellungen in einen anderen EU-Staat 
nach der Dublin-IlI-Verordnung. Der 
Flüchtlingsrat appelliert an das Land vom 
Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen, 
das heißt Dublin-Überstellungen auszu- 
setzen und das Asylverfahren selbst 
durchzuführen. 

Quelle: Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt 

22.07.2016 I 


Ermittlungen zum Brandan- 
schlag in Tröglitz eingestellt 


Die Ermittlungen zum Brandanschlag 
auf eine Flüchtlingsunterkunft in Tröglitz 
in Sachsen-Anhalt sind gescheitert. Das 
Verfahren wird eingestellt, die Täter 
kommen davon. Erfolgversprechende Er- 
mittlungsansätze seien nicht in Sicht. 

Der Brandanschlag auf eine geplante 
Flüchtlingsunterkunft in Tröglitz in 
Sachsen-Anhalt wird wohl unaufgeklärt 
bleiben. Mehr als ein Jahr nach der Tat 
stellte die Staatsanwaltschaft Halle das 
Ermittlungsverfahren ein, wie die Behör- 


de am Freitag mitteilte. Die Täter hätten 
nicht ermittelt werden können, hieß es 
zur Begründung. 

Der oder die Täter waren den Ermitt- 
lungen zufolge am 4. April 2015 gewalt- 
sam in das Gebäude eingedrungen, hatten 
Brandbeschleuniger aus zwei Kanistern 
an mehreren Stellen verteilt und entzün- 
det. Das Dachgeschoss brannte vollstän- 
dig aus. Verletzt wurde niemand. 


Gescheitert 


Das Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt 
ging rund 350 Hinweisen nach. Es wur- 
den Befragungen in etwa 600 Haushalten 
sowie 250 Vernehmungen im Zusam- 
menhang mit der Brandstiftung durchge- 
führt. Verdachtsmomente gegen sechs 
Personen bestätigten sich laut Staatsan- 
waltschaft nicht. Auch ein Abgleich der 
am Tatort gesicherten Spuren mit Ver- 
gleichsmaterial von mehr als 100 Perso- 
nen blieb erfolglos. Weitere erfolgver- 
sprechende Ermittlungsansätze seien der- 
zeit nicht ersichtlich, erklärte die Ermitt- 
lungsbehörde. 

Das Mehrfamilienhaus in Tröglitz bei 
Zeitz war als Unterkunft für 40 Asylbe- 
werber vorgesehen gewesen. Der Brand- 
anschlag hatte bundesweit für Entsetzen 
gesorgt. Tröglitz war bereits zuvor in die 
Schlagzeilen geraten, weil der ehrenamt- 
liche Ortsbürgermeister Markus Nierth 
(parteilos) im Streit über die Unterbrin- 
gung der Asylbewerber von Rechtsextre- 
misten angefeindet wurde. Er legte da- 
raufhin sein Amt nieder. 

Quelle: www.migazin.de 25.07.2016 MM 


Keine Abschiebung in 
Krisengebiete 


SPD und Amnesty International leh- 
nen die von der CSU geforderte Ab- 
schiebung in Krisengebiete ab. Die 
Sozialdemokraten rufen zu mehr 
Sachlichkeit. Amnesty verweist auf 
das Völkerrecht. 


Die von der CSU angestoßene Debatte 
über Abschiebungen straffällig geworde- 
ner Asylbewerber auch in Krisengebiete 
stößt bei der SPD auf scharfen Wider- 
spruch. Die Forderung sei „unsinnig“, 
sagte die SPD-Rechtspolitikerin Eva 
Högl am Mittwoch dem RBB. Dies dürfe 
man „überhaupt nicht machen“. Nieder- 
sachsens Innenminister Boris Pistorius 
(SPD) sagte der Die Welt: „Wir dürfen 
gerade in emotional so aufgeladenen Zei- 
ten wie dieser unsere rechtsstaatlichen 
Grundsätze nicht einfach über Bord wer- 
fen.“ Amnesty International warnte, dies 
wäre ein Verstoß gegen Völkerrecht. 
Nach den beiden mutmaßlich islamisti- 
schen Anschlägen von Würzburg und 
Ansbach hatte Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann (CSU) gefordert, dass 
straffällige Asylbewerber leichter abge- 
schoben werden sollten. Eine Abschie- 
bung in Krisenregionen dürfe dabei kein 


Tabu sein. Ähnlich äußerte sich zuvor 
auch Bayerns Ministerpräsident Horst 
Seehofer (CSU). 


Women in Exile & Friends 
auf Bustour 


„Women in Exile“ ist eine feministische 
selbstorganisierte Initiative von und für 
geflüchteten Frauen* aus Berlin-Bran- 
denburg, die seit 2002 besteht. 

Mit ihrer zentralen Kampagne und For- 
derung „Keine Lager für Frauen* und 
Kinder — Lager abschaffen!“ startet die 
Gruppe in diesem Sommer wieder eine 
bundesweite Bustour um sich gemeinsam 
mit anderen Frauen* aus unterschiedli- 
chen Städten dem bestehenden Rassismus 
und Sexismus lautstark entgegenzustellen 
und für eine Veränderung der Lebensbe- 
dingungen von geflüchteten Frauen* zu 
kämpfen — hin zu einer Gesellschaft ohne 
Ausgrenzung und Diskriminierung. 

In den Städten, die während der Bus- 
tour besucht werden, orientieren sie sich 
an den lokalen Bedingungen und aktuel- 
len Bedarfen. Dabei möchte die Gruppe 
die dringlichsten Anliegen und politi- 
schen Forderungen von geflüchteten 
Frauen* vor Ort aufgreifen und auf diese 
sowohl lokal als auch bundesweit öffent- 
lich aufmerksam machen. 

Vom 10.08 — 12.08.2016 wird die 
Gruppe in Hamburg drei Tage haltma- 
chen um geflüchtete Frauen* und Unter- 
stützer*innen zu treffen und zu stärken, 
sich auszutauschen, die Vernetzung und 
Strukturen mit und für geflüchtete Frau- 
en* zu unterstützen und gemeinsam aktiv 
zu werden. 


Um diese Bustour in Hamburg organi- 
satorisch zu ermöglichen, haben wir uns 
entschieden, die Infrastruktur und die Fi- 
nanzierung bereitzustellen. „Wir“ sind 
eine Support-Gruppe von Frauen aus ver- 
schiedenen privaten, beruflichen sowie 
politischen Netzwerken und tragen die 
Forderungen von „Women in Exile“ voll 
und ganz mit. Unsere Intention und For- 
derung ist, den Frauen, die noch in La- 
gern untergebracht sind, sichere Orte und 
zeitnahen Umzug in Wohnungen zu er- 
möglichen. Wir sehen die Notwendigkeit, 
geflüchteten Frauen* einen sicheren und 
geschützten Rahmen zu geben, um sich 
auszutauschen, zu vernetzen, zu informie- 
ren, zu entspannen und ihre Bedürfnisse, 
Anliegen und Forderungen für ein gutes 
Leben zu artikulieren. Den Besuch von 
„Women in Exile & Friends“ in Hamburg 
halten wir für eine tolle Möglichkeit. 

Für die Organisation der Bustour von 
„Women in Exile“ und die Versorgung 
der Frauen* für drei Tage gehen wir von 
etwa 3500 — 4000 Euro aus (Technik: 700 
Euro / Verpflegung: 1400 Euro / Miet- 
und Benzinkosten für Busse: 1200 Euro / 
Übersetzer*innen: 500 Euro). 

Bist du /Sind Sie dabei? Wir freuen uns 
über jeden Beitrag ab 1 Euro! 

Spenden können auf folgendes Konto 
überwiesen werden (dabei bitte unbedingt 
den Verwendungszweck „Bustour Ham- 
burg“ angeben): 

Women in Exile e.V. 
BLZ: 430 609 67 (GLS Bank) 
IBAN: DE 214 306 096 711 521 354 00 
BIC: GENODEMIGLS (GLS Bank) 
Verw.-zweck: Bustour Hamburg 
Quelle: http://www, fluechtlingsrat- 
hamburg.de I 
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Elektronische 
Gesundheitskarte: Verwal- 
tungskosten zu hoch? 


In vielen niedersächsischen Landkreisen 
und kreisfreien Städten stellen die Ver- 
waltungen unter Bezugnahme auf ein- 
schlägige Forderungen der kommunalen 
Spitzenverbände fragwürdige Kostenver- 
gleiche an, um zu begründen, warum die 
eGK angeblich zu teuer ist. Abgesehen 
davon, dass die Ausgabe einer Kranken- 
kassenkarte an Asylsuchende auch eine 
Frage des Umgangs mit der Menschen- 
würde ist (siehe Presseerklärung vom 
17.03.2016), sind die Kostenberechnun- 
gen vielfach fragwürdig, da einzelne 
Kostenfaktoren nicht in die Rechnung 
einbezogen werden. Zu den aufgestellten 
Berechnungen daher folgende Anmer- 
kungen: 

1. Stellenanteil: Hier muss eine ehrliche 
Rechnung aufgestellt werden. Was wurde 
außer dem Personal für das Ausstellen 
von Behandlungsscheinen noch berück- 
sichtigt? Sind beispielsweise die Perso- 
nalkosten für die Prüfung der Abrech- 
nungen der Ärzte nach Plausibilität ein- 
bezogen worden? 

2. Werden die für die Bewilligung 
bestimmter Leistungen anfallenden 
Gutachterkosten eingepreist? Auch 
mit eGK fallen zwar Gutachterkos- 
ten an (z.B. Psychotherapie, med. 
Reha), bei weitem aber nicht so vie- 
le wie bei der Verwendung der eGK. 
Bei der Verwendung der eGK wird 
über die Bewilligung vieler Leistun- 
gen kassenintern entschieden, was 
nicht extra berechnet wird. 

3. Wurden die Rabattverträge der Kassen 
mit einzelnen Leistungsanbietern berück- 
sichtigt? Von diesen Verträgen profitieren 
die Kommunen nur, wenn über die eGK 
abgerechnet wird. 

4. In Hamburg wurden auch Kosten für 
den Unterhalt von Räumlichkeiten sowie 
die Ausstattung mit notwendiger Hard- 
und Software in der Rechnung berück- 
sichtigt. Werden entsprechende Kosten 
mit einbezogen? 

5. Last but not least sollte man auch die 
Zeiteinsparung für die Leistungserbrin- 
ger im Gesundheitswesen berücksichtig- 
ten. Für niedergelassene Ärzte, Kranken- 
häuser und auch Apotheken fällt mit der 
Einführung der eGK einiges an Verwal- 
tungsarbeit weg. 

Übrigens: Einzelne Kassen in Nieder- 
sachsen (z.B. die Barmer GEK, die jetzt 
auch für Delmenhorst zuständig sein 
wird, wo die eGK eingeführt wird) würde 
sich auf eine Deckelung der Verwaltungs- 
kosten ab Behandlungskosten von 100,00 
Euro einlassen. 

Quelle: http://www.nds-fluerat.org 
28.07.2016 I 
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Asylverfahren von jungen 
Flüchtlingen dauern mehre- 
re Jahre 


Faktisch warteten viele Jugendliche meh- 
rere Jahre bis ihr Asylentrag entschieden 
wird. Der Bundesfachverband fordert 
eine Altfallregelung. Damit soll den Ju- 
gendlichen zügig eine Perspektive gebo- 
ten werden. 

Der Bundesfachverband Unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (BumF) hat die 
lange Asylverfahrensdauer bei jugendli- 
chen Flüchtlingen beklagt. Es dauere ‚im 
Schnitt 7,4 Monate, bis eine Entschei- 
dung im behördlichen Asylverfahren ge- 
fällt wird und damit wesentlich länger als 
bei Erwachsenen“, teilte die Organisation 
am Dienstag in Berlin mit. Der Verband 
forderte, über eine Altfallregelung zügig 
Perspektiven für die Jugendlichen und 
eine Entlastung der zuständigen Behör- 
den zu schaffen. Diese Regelung würde 
pauschal Schutz gewähren. 

Den Angaben zufolge beträgt die 
durchschnittliche Verfahrensdauer für alle 
Asylanträge insgesamt liegt 6,3 Monate. 
Bei Anträgen, die in den vergangenen 
zwölf Monaten gestellt wurden, liege die 
Verfahrensdauer sogar bei nur 3,7 Mona- 
ten, hieß es unter Berufung auf eine Ant- 
wort der Bundesregierung auf eine Anfra- 
ge der Grünen. Besonders lange warten 
müssen Jugendliche aus Guinea (19,3 
Monate), Äthiopien (17,3) und Afghanis- 
tan (10,6). 

Faktisch warteten viele Jugendliche je- 
doch deutlich länger als die genannten 7,4 
Monate. „Zum Teil sind es mehrere Jahre, 
weil die durchschnittliche Verfahrensdau- 
er ab Antragsstellung, nicht ab Einreise 
gezählt wird“, sagte Tobias Klaus vom 
BumfF. Zusätzliche Probleme entstünden 
dadurch, dass Minderjährige selbst kei- 
nen Asylantrag stellen können: „Da ver- 
gehen oft schon Monate bis ein Vormund 
bestellt wird und dieser dann einen An- 
trag für seinen Mündel stellt.“ Viele Ju- 
gendliche seien im Herbst vergangenen 
Jahres eingereist und hätten bis heute kei- 
ne Anhörung gehabt. 

Diese Unsicherheit wirke in höchstem 
Maße belastend auf die Betroffenen, be- 
tonte Klaus. Betreuer der Jugendlichen 
berichteten immer wieder von Motivati- 
onsproblemen während der langen Warte- 
zeiten, die zudem den Bildungserfolg ge- 
fährdeten. 

„Wir fordern eine Altfallregelung für 
alle Minderjährigen, die vor mehr als ei- 
nem halben Jahr eingereist sind“, forderte 
Klaus: „Mehr als 90 Prozent werden oh- 
nehin anerkannt.“ Gleichzeitig würde der 
Bearbeitungsrückstau beim Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge sinken und 
die Verfahren für Neueingereiste be- 
schleunigt. 

Quelle: www.migazin.de 27.07.2016 I 


Save me Mannheim: 
Aufnahme von Flüchtlingen 
aus Griechenland 


Zehntausende Flüchtlinge sitzen nach 
Schließung der Balkanroute seit Monaten 
in Griechenland fest. Tausende weitere 
sind seit dem 20.3.2016 auf den ostägäi- 
schen Inseln hinzugekommen, wo derzeit 
in Form des sogenannten „EU-Türkei- 
Deals“ ein unwürdiges Exempel statuiert 
wird. In einem an Mannheimer Gemein- 
deräte gerichteten Brief fordert die 
Mannheimer Flüchtlingsinitiative „Save 
me“ einen humanitären Beitrag „ihrer“ 

tadt durch Aufnahme von mindestens 
550 Flüchtlingen aus den griechischen 
Lagern. 

Obwohl sich mehr und mehr abzeich- 
net, dass das politische Planspiel nicht 
aufgeht, hält man bislang stoisch an ihm 
fest. Mit dem griechischen Asylverfahren 
ruht die Hoffnung dabei auf einem Sys- 
tem, dem die höchsten europäischen Ge- 
richte ebenso wie das Bundesverfas- 
sungsgericht seit fünf Jahren systemische 
Mängel attestieren — angesichts des Du- 
blin-Mechanismus ein nahezu zwangs- 
läufiger Zustand. Die Zeche zahlen zu zu- 
allererst die in Griechenland festsitzenden 
Flüchtlinge, häufig Personen, die enge 
Familienangehörige in Europa und damit 
eigentlich einen „Einreiseanspruch‘“ ha- 
ben. De facto wird dieser aber durch die 
quälend langen Bearbeitungszeiten weit- 
gehend ausgehebelt. Gleiches gilt für das 
Recht auf zeitnahe Prüfung eines Asylan- 
trags. Gerade bei der Beschleunigung von 
Familiennachzügen im Rahmen der Du- 
blin-III-VO könnten europäische Staaten 
die griechischen Behörden unterstützen. 
Stattdessen wirken unzählige Beamte des 
europäischen Unterstützungsbüros in 
Asylfragen (EASO) aktuell auf den grie- 
chischen Inseln an Rückkehr-Entschei- 
dungen in die Türkei mit, die nahezu aus- 
nahmslos in nächster Instanz wieder auf- 
gehoben werden. 

Mit der Forderung an den Mannheimer 
Gemeinderat will Save me wenigstens für 
einen Bruchteil der festgesetzten Flücht- 
linge Abhilfe schaffen. Save me verweist 
dabei auf die ohnehin bestehenden Ver- 
pflichtungen aus dem Relocation-Pro- 
gramm sowie einen Beschluss des Ge- 
meinderats aus dem Jahr 2011, jährlich 
eine bestimmte Anzahl Geflüchteter aus 
Notlagern in sogenannten Erstaufnahme- 
ländern aufzunehmen. Damit steht die 
Mannheimer Flüchtlingsinitiative in einer 
Reihe mit vielen anderen Bündnissen, die 
derzeit entsprechende Forderungen an die 
Kommunalpolitik richten. 

Vor kurzem ist Save me Mannheim be- 
reits in einem offenen Appell für eine 
Kontingentlösung auf Bundesebene ein- 
getreten. 

Quelle: http://fluechtlingsrat-bw.de 
21.07.2016 


Pistorius fordert 
besonnenen Umgang 


Besonders bei Syrern ist aufgrund des 
Bürgerkriegs in der Heimat eine Ab- 
schiebung derzeit nicht möglich, selbst 
wenn ein Asylantrag abgelehnt wird. Ge- 
nerell gilt, dass Menschen nicht zurück- 
geschickt werden dürfen, wenn ihnen 
dann Lebensgefahr droht. Pistorius sagte, 
es komme einfach vor, dass ein Antrag 
auf Asyl abgelehnt werde und es dennoch 
rechtliche Gründe gebe, den- oder dieje- 
nigen nicht abzuschieben. 

Pistorius forderte nach dem Anschlag 
in Ansbach, wo sich ein Syrer mit einem 
Sprengsatz selbst tötete und mehr als ein 
Dutzend Menschen verletzte, einen be- 
sonnenen Umgang mit der Gefahrenlage. 
Die Bundestagsabgeordnete Högl forder- 
te eine bessere psychologische Unterstüt- 
zung für Flüchtlinge, die dies brauchen. 

„Kein Mensch darf in ein Land abge- 
schoben werden, in dem sein Leben oder 
seine Freiheit gefährdet sind“, sagte die 
Leiterin der Asylabteilung von Amnesty In- 
ternational, Andrea Berg, der Neuen Osna- 
brücker Zeitung. Alle Staaten der Welt sei- 
en an dieses Prinzip gebunden, auch 
Deutschland. Dies gelte vor allem für 
Kriegsgebiete. „Wer auch immer fordert, 
man solle Flüchtlinge in Kriegsgebiete ab- 
schieben, sollte sich bewusst sein, dass sol- 
che Abschiebungen einen klaren Völker- 
rechtsbruch darstellen würden“, sagte Berg. 

Quelle: www.migazin.de 28.07.2016 WM 


Roma besetzen Dom in 
Regensburg 


Seit 5.7.2016 besetzten rund 40 Roma- 
Flüchtlinge aus den Balkanstaaten, da- 
runter viele Familien mit Kindern, den 
Regensburger Dom. Ihre Asylanträge 
wurden ohne gründliche Prüfung abge- 
lehnt, da sie aus Ländern geflohen sind, 
die zu „sicheren Herkunftsstaaten“ er- 


klärt wurden. Nun sind sie von Abschie- 
bung bedroht. Um für sich und ihre Kin- 
der eine Perspektive aufzubauen, fordern 
sie Kirchenasyl ein. 

Bayern steht schon lange in der Kritik da- 
für, in Manching und Bamberg Abschiebe- 
lager für Balkan-Flüchtlinge zu betreiben. 
Ohne Zugang zu asylrechtlicher Beratung 
werden sie in Fließbandverfahren mit Ab- 
lehnungsvordrucken abgefertigt und außer 
Landes geschafft. Dass darunter eine große 
Zahl von Sinti und Roma ist, scheint der 
bayerischen Staatsregierung egal zu sein. 
Sie will die Nachfahren der Opfer des natio- 
nalsozialistischen Völkermords mit entwür- 
digenden Lebensbedingungen in großen 
Abschiebelagern abschrecken und vertrei- 
ben. Bayern setzt die Diskriminierung von 
Roma fort, jedoch nicht mit körperlicher 
Gewalt und offener Anfeindung, wie auf 
dem Balkan, sondern mit der eiskalten 
Gründlichkeit deutscher Bürokratie. 

Nach einer Woche zogen die Flüchtlin- 
ge in das benachbarte Pfarrheim um. 


Stellungnahme an die Presse: 


Die Flüchtlinge im Pfarrheim 

St. Emmeram, Regensburg 

Romano Jekipe Ano Hamburg 
Regensburg, 15.07.2016 

Die Presseerklärung des Bistums Re- 
gensburg vom 14.07.2016 zu den Flücht- 
lingen im Pfarrheim St. Emmeram ist in 
mehreren Punkten irreeführend. 

Die Betroffenen bedanken sich sehr 
herzlich für die humanitäre Hilfe, die sie 
von der Kirche bekommen. Umso mehr 
Fragen stellen sich den Bewohner*innen 
anlässlich der Presseerklärung des Bis- 
tums. Die erwähnten 14 Personen sind 
nur in ihre Unterkünfte in Regensburg zu- 
rückgekehrt, um sich auszuruhen und zu 
duschen, weil keine Duschmöglichkeiten 
zur Verfügung standen. Anfangs gab es 
nur zwei Toiletten für 45 Personen. Das 
heißt nicht, dass sie den Protest nicht wei- 
ter unterstützen. 


Fragwürdig ist auch die Aussage des 
Bistums, dass von den Protestierenden 
nur drei Personen unmittelbar von Ab- 
schiebung bedroht seien. „Wir kamen aus 
verschiedenen Abschiebelagern und Bun- 
desländern zusammen, um der Verfol- 
gung und dem Tod in unseren Heimatlän- 
dern zu entkommen. Wir suchen Schutz 
in der Kirche, weil wir in den Abschiebe- 
lagern nur darauf warten, in unsere Her- 
kunftsländer deportiert zu werden. Wegen 
der Schnellverfahren in Abschiebelagern 
haben wir dort keine Chance auf Asyl. In 
unseren Herkunftsländern sind wir von 
Verfolgung, politischer Diskriminierung 
und sozialer Ausgrenzung bedroht. Auch 
wenn manchen Verfahren noch nicht ab- 
geschlossen sind, werden die Betroffenen 
in Abschiebelagern festgehalten. So erle- 
ben wir auch hier eine soziale Ausgren- 
zung, wie wir sie von unseren Herkunfts- 
ländern kennen,“ so sehen es die Protes- 
tierenden. 

Auch der Schulbesuch der Kinder wird 
verweigert, obwohl auch für diese Kinder 
die Schulpflicht besteht. „Es scheint uns 
beschämend, wenn das Schulamt nicht in 
der Lage ist, Plätze für die sechs schul- 
pflichtigen Kinder zu finden. Die gesund- 
heitliche Situation der Protestierenden ist 
frustrierend, mehrere Kinder sind krank 
geworden. Einige mussten im Kranken- 
haus behandelt werden.“ 

„Wir, die Protestierenden, bemühen 
uns, gemeinsam mit der Kirche Lösungen 
zu finden. Wir zeigten uns kooperativ in 
den Verhandlungen mit der Kirche, und 
wünschen uns Fairness auch seitens der 
Kirchenoberen. Wir sind enttäuscht, dass 
die Kirche ihre Verpflichtungen nur teil- 
weise erfüllt hat und jetzt schon verkün- 
det, dass sie ein Kirchenasyl nicht in Be- 
tracht zieht.“ 

Romano Jekipe Ano Hamburg 
Quelle: http://www,fluechtlingsrat- 
bayern.de 
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Verdoppelung der Zahl der 
Abschiebungen 


1079 Personen wurden im ersten Halb- 
Jahr 2016 in Niedersachsen abgeschoben 
— im Vorjahr waren es 454. Dieser drasti- 
sche Anstieg ist alarmierend. Er ist nicht 
nur auf eine höhere Anzahl abgelehnter 
Asylanträge zurückzuführen, sondern do- 
kumentiert auch ein rigideres Abschie- 
bungsregime der Behörden. Die einschlä- 
gigen Gesetzesänderungen, die u.a. eine 
Rückkehr zu unangekündigten Abschie- 
bungen und eine Durchsetzung der Aus- 
reisepflicht auch bei kranken Flüchtlin- 
gen vorsahen, zeitigen jetzt ihre Wir- 
kung. Der Flüchtlingsrat fordert die Lan- 
desregierung auf, der im Koalitionsver- 
trag vereinbarten Zielsetzung einer „Ver- 
meidung von Abschiebungen“ gerecht zu 
werden und den einschlägigen Rückfüh- 
rungserlass des Landes so zu überarbei- 
ten, dass auch vor dem Hintergrund der 
veränderten Rechtslage Abschiebung 
nach Möglichkeit nicht stattfinden. 

Der Flüchtlingsrat kritisiert insbesonde- 
re die Abschiebung von Flüchtlingen, die 
schon jahrelang geduldet in Deutschland 
leben und hier längst ihren Lebensmittel- 
punkt haben. Er wirft den Behörden eine 
mangelnde Anwendung der gesetzlich vor- 
gesehenen Möglichkeiten für eine Legali- 
sierung des Aufenthalts über die gesetzli- 
chen Bleiberechtsregelungen ($$ 25a und 
25b AufenthG) und den Schutz der Privat- 
sphäre ($25 Abs. 5 in Verbindung mit Art. 
8 der EMRK) vor. Ein entsprechender 
Ausführungserlass des Landes bietet hier- 
zu weitreichende Möglichkeiten, wird in 
der Praxis aber kaum angewandt. 

In fast allen Ländern ist die Zahl der Ab- 
schiebungen angestiegen — allen voran in 
Sachsen, das mit 2245 Abschiebungen die 
Zahl des ersten Halbjahres 2015 um mehr 
als das Vierfache übertraf, wie dpa berich- 
tet. Im Bundesland Bremen wurden im 
ersten Halbjahr 2016 dagegen „nur“ elf ab- 
gewiesene Asylbewerber abgeschoben, 
159 Flüchtlinge traten freiwillig die Heim- 
reise an. Deutlich zugenommen haben 
aber auch die „freiwilligen“ Ausreisen ehe- 
maliger Asylbewerber innen, wobei der 
„Freiwilligkeit“ in vielen Fällen, insbeson- 
dere bei Balkanflüchtlingen, oftmals mit 
der Drohung einer anderweitig erfolgen- 
den Abschiebung nachgeholfen wurde. 
Das gilt auch für Niedersachsen. 4605 
Flüchtlinge reisten im ersten Halbjahr mit 
finanzieller Unterstützung freiwillig aus, 
1882 folgten der Aufforderung zur Ausrei- 
se ohne finanzielle Anreiz. Das sind schon 
im ersten Halbjahr 2016 mehr als im ge- 
samten Jahr 2015: Im vergangenen Jahr 
reisten insgesamt 5809 Flüchtlinge freiwil- 
lig wieder aus, 3605 davon mit finanzieller 
Unterstützung. Die meisten Abschiebun- 
gen aus Niedersachsen wurden in die 
Westbalkanstaaten vollzogen. Unter den 
Hauptrückkehrländern, in die Personen 
mit IOM-Mitteln ausgereist sind, finden 
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sich — neben den Balkanstaaten — überra- 
schend auch der Irak (319 Personen), Af- 
ghanistan (165 Personen), Iran (143 Perso- 
nen) und Georgien (90 Personen). 

Am 30.06.2016 lebten nach MI-Anga- 
ben 15.143 „vollziehbar ausreisepflichti- 
ge“ Personen mit einer Duldung in Nie- 
dersachsen. Für insgesamt 2410 Personen 
ist eine Abschiebung eingeleitet worden. 
Bei 1.331 Personen scheiterte die Ab- 
schiebung jedoch. Diese hohe Quote ver- 
deutlicht noch einmal, dass nicht primär 
die Ankündigung des Abschiebungster- 
mins ursächlich ist dafür, dass Abschie- 
bungen nicht vollzogen werden, sondern 
in erster Linie administrative und rechtli- 
che Gründe eine Rolle spielen. Zu den 
häufigsten Ursachen zählt das Land, dass 
die notwendigen Passersatzpapiere nicht 
rechtzeitig eintreffen, behördliche oder 
verwaltungsgerichtliche Entscheidungen 
einen Vollzug der Abschiebung hindern, 
die Betroffenen nach Einleitung der Ab- 
schiebung freiwillig ausreisen, reiseunfä- 
hig sind, einen Asylfolgeantrag stellen 
oder im Rahmen der unangekündigten 
Abschiebung nicht angetroffen werden. 

Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
21.07.2016 


Gegen menschenunwürdi- 
ges Abschreckungszentrum 


BERLIN. Sozialsenator Czaja hat ange- 
kündigt, dass ab Ende des Jahres keine 
Geflüchteten mehr in den Tempelhofer 
Flugzeughangars untergebracht werden. 
Tatsächlich werden derzeit die Unterbrin- 
gungskapazitäten in den Hangars massiv 
ausgebaut. Geflüchtete werden seit Mo- 
naten wie Stückware von einer Notunter- 
kunft in die nächste verschoben. Der 
Flüchtlingsrat fordert den Senat auf, end- 
lich für menschenwürdige Unterkünfte 
und den Zugang zu normalen Wohnun- 
gen zu sorgen. 

Seit vielen Monaten müssen Asylsu- 
chende in Berlin in Turn- und Fabrikhal- 
len, Flugzeughangars und anderen Be- 
helfsunterkünften unter unwürdigen Be- 
dingungen leben. Das nimmt den Men- 
schen Selbstbestimmung und Würde und 
die Motivation zur Teilhabe an der Auf- 
nahmegesellschaft. Das Lagerleben mit 
Fremdverpflegung und ohne jede Privat- 
sphäre macht auf Dauer viele Menschen 
psychisch und physisch krank. Georg 
Classen vom Flüchtlingsrat Berlin erklärt: 
„Was hier geschieht, ist teuer, menschen- 
unwürdig und verstößt gegen geltendes 
Recht: Dem Großteil der Menschen in 
den Notunterkünften steht es nach $3 
Abs.2 AsylbLG eigentlich zu, selbst ein- 
zukaufen, selbst zu kochen und in Unter- 
künften oder Wohnungen zu leben, die 
dies auch ermöglichen.“ 

Die Ankündigung des Sozialsenators, 
dass in den Hangars ab 2017 keine Men- 
schen mehr schlafen müssten, ist un- 
glaubwürdig, wenn zugleich die Unter- 


bringungskapazität massiv hochgefahren 
und Tempelhof als „Ankunftszentrum“ 
etabliert wird. „Statt Willkommenskultur 
wird in Tempelhof ein Ausgrenzungs- 
und Abschreckungszentrum geschaffen. 
Notunterkünfte mögen im Herbst 2015 
als kurzfristige Notlösung unvermeidbar 
gewesen sein. Notunterkünfte mit men- 
schenunwürdigen Substandards dürfen 
aber keinesfalls zur Dauerlösung wer- 
den“, sagt Georg Classen, Sprecher des 
Flüchtlingsrates. 

Der Flüchtlingsrat fordert seit Beginn 
der Belegung der Hangars die sofortige 
Schließung der Massenunterkunft. Die 
denkmalgeschützten Flugzeuggaragen 
aus den 30er Jahren sind als Werkstätten 
gebaut, sie sind baulich, hygienisch und 
technisch als Wohnraum weder geeignet 
noch herzurichten. 


Der Flüchtlingsrat Berlin fordert: 


= Die Unterbringung der geflüchteten 
Menschen in Notunterkünften, Hangars 
und Turnhallen schnellstmöglich zu be- 
enden, und reguläre Gemeinschaftsunter- 
künfte in festen Gebäuden mit abge- 
schlossen Wohneinheiten und Küchen 
zur Selbstversorgung zu schaffen. 
= Bei der Zuweisung der Geflüchteten in 
Gemeinschaftsunterkünfte auf Bindun- 
gen an Schule, Kita und Nachbarschaft 
zu achten und anders als bisher stets auch 
die Bedürfnisse besonders schutzbedürf- 
tiger Geflüchteter (Kranke, Behinderte, 
Schwangere, Familien mit Kindern usw.) 
zu beachten. 
= Asylsuchenden schnellstmöglich den 
Zugang zu Mietwohnungen zu ermögli- 
chen und die Sofortprüfung von Mietan- 
geboten durch die Sozialbehörden sicher- 
zustellen. Für diese Aufgabe muss end- 
lich ausreichend Personal im LAGeSo 
zur Verfügung gestellt werden. Aktuell 
sprechen dort zahlreiche Geflüchtete mit 
Mietangeboten vor, aber die Vermieter 
werden durch die wochenlangen Prüfun- 
gen beim LAGeSo verprellt und ziehen 
ihre Angebote zurück. 
= Der Berliner Bausenator muss endlich 
die Realitäten anerkennen und Sozial- 
wohnungen in großem Umfang bauen 
lassen, statt das Problem der Sozialver- 
waltung zu überlassen und immer nur 
neue Not- und Obdachlosenunterkünfte 
zu planen. Das Verbot des Bausenators, 
Asylsuchenden Wohnberechtigungs- 
scheine auszustellen, muss sofort aufge- 
hoben werden. 
= Der Innensenator muss dafür sorgen, 
dass in Berlin Arbeitserlaubnisse sofort 
ausgestellt werden. Durch wochenlanges 
Warten auf Termine und Entscheidungen 
der Ausländerbehörde werden potentielle 
Arbeitgeber verprellt und die Geflüchte- 
ten dauerhaft zu Fürsorgeempfängern ge- 
macht. 

Quelle: Pressemitteilung Flüchtlingsrat 

Berlin vom 21. Juli 2016 M 


:ankündigungen 


GÄNZLICH UNERWÜNSCHT 


Entrechtung, Kriminalisierung und Inhaftierung 


von Flüchtlingen in Ungarn 


Bericht von bordermonitoring.eu und PRO ASYL 


Wenige EU-Staaten verweigern sich so 
offen einer menschenwürdigen 
Aufnahme von Flüchtlingen wie Un- 
garn. Die von PRO ASYL und border- 
monitoring herausgegebene Broschüre 
zeichnet den Weg der Flüchtlinge 
durch Ungarn über die „Balkanroute“ 
2015 nach, stellt die Verschärfungen 
im ungarischen Asylrecht ausführlich 
dar und beleuchtet die anhaltende In- 
haftierungspraxis von Flüchtlingen. 
Der Bericht untermauert eine grundle- 
gende Forderung von PRO ASYL und 


Flyer mit Infos zu Abschiebungen 


den Flüchtlingsräten: Überstellungen 
von Deutschland nach Ungarn müssen 
ausnahmslos ausgesetzt werden. 
PRO ASYL / bordermonitoring.eu Juli 
2016: GÄNZLICH UNERWÜNSCHT. 
Entrechtung, Kriminalisierung und In- 
haftierung von Flüchtlingen in Ungarn 
Bestellmöglichkeit auf der Homepage 
von PRO ASYL 

Quelle: Flüchtlingsrat Baden- 

Württemberg Juli 2016 


Aufruf an alle, die sich für Geflüchtete engagieren 


Abschiebungen sind immer 
ein unmenschlicher Akt 
Menschen werden dabei mit 
Zwang aus ihren Woh-nungen 
geholt und gegen ihren Willen 
in ein Land gebracht, in dem 
sie nicht leben wollen. Man- 
che sind dort fremd gewor- 
den, Kinder sind teilweise gar 
in Deutschland geboren. Zum 
Einsatz kommen Polizeibe- 
amt*innen, manchmal setzen 
sie Hunde und Handschellen 
ein, bei Bedarf auch körperli- 
che Gewalt. In einzelnen Fäl- 
len sind schon Menschen bei 
ihrer gewaltsamen Abschie- 
bung gestorben. Hinzu 
kommt, dass die Kosten der 
Abschiebung den Abgescho- 
benen in Rechnung gestellt 
werden. 

Wir haben einen Flyer erstellt 
mit Tipps, was im Falle einer 
drohenden Abschiebung un- 
ternommen werden kann. 
Dieser wird auch in gedruck- 
ter Form verteilt werden. 

Der Flyer kann unter 
http://www.saechsischer-flu- 
echtlingsrat.de/de/aktuelles 
heruntergeladen werden. 

Quelle: www.saechsischer- 

fluechtlingsrat.de 07-2016 


SÄCHSISCHEN FLÜCHTLINGSRAT 
— . 


Der Herausgabekreis und die Redaktion sind zu erreichen über: 

GNN-Verlag, Venloer Str. 440, 50825 Köln Tel. 0221 / 21 16 58, Fax 0221 / 21 53 73. 

email: antifanachrichten@netcologne.de, Internet: hitp://www.antifaschistische-nachrichten.de 
Erscheint bei GNN, Verlagsges. m.b.H., Venloer Str. 440, 50825 Köln. V.i.$.d.P.: Jörg Detjen 
Redaktion: Für Schleswig-Holstein, Hamburg, NRW, Hessen, Rheinland Pfalz, Saarland: U. Bach, 

H. Deilke GNN-Verlag Köln. Baden-Württemberg und Bayern über GNN-Süd, Stubaier Str. 2, 70327 
Stuttgart, Tel. 0711 / 62 47 Ol. Für „Aus der faschistischen Presse“: J. Detjen c/o GNN Köln. 
Erscheinungsweise: 14-täglich. Bezugspreis: Einzelheft 1,50 Euro. 

Bestellungen sind zu richten an: GNN-Verlag, Venloer Str. 440, 50825 Köln. Sonderbestellungen sind 
möglich, Wiederverkäufer erhalten 30 % Rabatt. 


Die antifaschistischen Nachrichten beruhen vor allen Dingen auf Mitteilungen von Initiativen. Soweit ein- 
zelne Artikel ausdrücklich in ihrer Herkunft gekennzeichnet sind, geben sie nicht unbedingt die Meinung 
der Redaktion wieder, die nicht alle bei ihr eingehenden Meldungen überprüfen kann. 


Herausgabekreis der Antifaschistischen Nachrichten: Anarchistische Gruppe/Rätekommunisten [AGR]); Annelie 
Buntenbach (Bündnis 90/Die Grünen); Rolf Burgard (VVN-BdA); Jörg Detjen (Verein für politische Bildung, linke Kritik und 
Kommunikation); Martin Dietzsch; Regina Girod (VVN - Bund der Antifaschisten); Dr. Christel Hartinger (Friedenszentrum 
e.V., Leipzig); Hartmut-Meyer-Archiv bei der VYVN - Bund der Antifaschisten NRW; Ulla Jelpke (MdB DIE LINKE); Ulrike 
Bach, Edith Bergmann, Christoph Cornides; Kreisvereinigung Aachen VVN-BdA; Angelo Lucifero; Kai Metzner (minuskel 
screen partner); Bernhard Strasdeit; Volkmar Wölk. 


antifaschistische nachrichten 15-2016 15 


:aus der rechten presse 


Die Bundeswehr ist kein Sportverein! 


NEIN ZUR ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN ARMEE UND DOSB! 


Eine Kampagne der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 


Die deutsche Armee nutzt aktuell die 

Olympischen Sommerspiele 2016, um 

mit ihren Sportsoldatinnen und Sportsol- 

daten als Werbeträger neuen Nachwuchs 
zu finden. Doch die Bundeswehr ist kein 

Sportverein. Wir, die Deutsche Friedens- 

gesellschaft — Vereinigte Kriegsdienst- 

gegnerInnen, fordern: 

« Die aktuelle „Mach, was wirklich 
zählt“-Nachwuchs-Werbekampagne 
der Bundeswehr im Rahmen der 
Olympischen Spiele unverzüglich ab- 
zubrechen, da sie irreführend ist. 

« Die Zusammenarbeit des Deutschen 
Olympischen Sportbunds (DOSB) 
und der Bundeswehr sofort zu been- 
den, da sie gegen die Grundsätze des 
DOSB verstößt. 

* Die Sportförderung durch die Bundes- 
wehr zu beenden, da sie den Sportle- 
rinnen und Sportlern langfristig keine 
Perspektive bietet und sportliche Er- 
folge mindert. 


Diese Forderungen begründen wir 
im Folgenden weiter. 


Mit einer großangelegten Fernseh- und 
Plakat-Kampagne wirbt die Bundeswehr 
aktuell für sich als „Offizieller Ausbilder 
von Vorbildern“. Im Zentrum der Werbe- 
kampagne stehen die 744 von der Bun- 
deswehr geförderten Spitzensportlerin- 
nen und -sportler, von denen einige an 
den Olympischen Sommerspielen im 
brasilianischen Rio de Janeiro teilneh- 
men. Da sich der Lebensunterhalt mit 
manchen Sportarten kaum bestreiten 
lässt, stellt die Bundeswehr die Sportle- 
rinnen und Sportler ein. Insgesamt ma- 
chen die Sportsoldatinnen und -soldaten 


nur 0,42 Prozent aller 176015 aktiven 
Soldaten aus. Und so geht es bei der ak- 
tuellen Bundeswehr-Kampagne auch 
nicht darum, neue Sportlerinnen und 
Sportler zu finden, sondern um die Nach- 
wuchssuche für militärische Einsätze. 
Die deutsche Armee nutzt ihre Sportsol- 
datinnen und -soldaten in der Werbekam- 
pagne lediglich als Lockmittel für die mi- 
litärische Laufbahn, wie auf der Website 
der Bundeswehr zu lesen ist: 

„Die Arbeitgeberkampagne zu den 
Olympischen Sommerspielen ist der Be- 
ginn, die Sportförderung der Bundeswehr 
personalwerblich intensiver zu nutzen. 
Nach der nationalen Kampagne werden 
die Karrierecenter der Bundeswehr auf 
regionaler Ebene Kooperationen mit den 
Spitzensportlern fortsetzen, um dieses 
Element für die Personalgewinnung er- 
folgreich umzusetzen.“ 

Die Kampagne verschweigt dabei den 
militärischen Charakter der Bundeswehr: 
Gefährliche Auslandseinsätze wie der in 
Afghanistan, Mali oder am Horn von 
Afrika werden nicht thematisiert. Das Ri- 
siko körperliche oder seelische Schäden 
beim Dienst davonzutragen, wird ver- 
schwiegen — immerhin sind allein im Af- 
ghanistan-Einsatz über 50 Bundeswehr- 
Soldaten umgekommen. Die Zahl in Ein- 
sätzen traumatisierter Soldaten steigt. 

Die Slogans der Bundeswehr-Kampa- 
gne - „Wir kämpfen für die Freiheit. Und 
für Medaillen“, „Wir machen Karrieren. 
Und Olympia-Sieger“ — sind ein skrupel- 
loser Versuch der Armee, neue Rekruten 
zu ködern. Die Bundeswehr ist eine Ar- 
mee mit militärischem Auftrag, Sportför- 
derung gehört nicht zu ihren originären 
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Aufgaben. Die Täuschungs-Kampagne 
muss sofort aufhören! 

In der aktuellen Bundeswehr-Werbung 
ist neben dem Bundeswehr-Logo auch 
das des Deutschen Olympischen Sport- 
bunds zu sehen. Beide Organisationen ar- 
beiten eng zusammen. Dabei heißt es in 
der Präambel der Satzung des DOSB: 

„Der DOSB bekennt sich zu einem hu- 
manistisch geprägten Menschenbild, er 
dient der Wahrung und Förderung der 
ethischen Werte im Sport und fördert das 
bürgerschaftliche Engagement. Er vertritt 
den Grundsatz religiöser und weltan- 
schaulicher Toleranz sowie parteipoliti- 
scher Neutralität. Er tritt rassistischen, 
verfassungs- und fremdenfeindlichen Be- 
strebungen sowie jeder Form von Gewalt, 
unabhängig davon, ob sie körperlicher, 
seelischer oder sexueller Art ist, entschie- 
den entgegen. Er sieht sich insbesondere 
dem Schutz von Kindern verpflichtet, för- 
dert deren Persönlichkeitsentwicklung 
durch Bewegung und Sport und trägt zu 
Rahmenbedingungen bei, die ein gewalt- 
freies Aufwachsen ermöglichen.“ 

Die Bundeswehr setzt als vom Parla- 

ment beauftragte, staatliche Armee expli- 
zit von der Politik vorgegebene deutsche 
Interessen mithilfe des Einsatzes von Ge- 
walt durch. Daneben gefährdet die Bun- 
deswehr durch ihre Rekrutierungspraxis — 
die Bundeswehr bildet jährlich über ein- 
tausend 17-Jährige an der Waffe aus — das 
Kindeswohl, wogegen Kinderrechtsorga- 
nisationen, die Vereinten Nationen und 
wir schon seit Jahren protestieren. Somit 
wird durch die Bundeswehr-Kooperation 
und die aktuelle Werbekampagne gleich 
an mehreren Stellen gegen die DOSB- 
Satzung verstoßen. 
Als zivilgesellschaftlicher Sportver- 
band sollte sich der DOSB nicht zum 
Büttel des staatlichen Militärs ma- 
chen. Die Kooperation mit der Bundes- 
wehr, die auch eine Form des militäri- 
schen Konzepts der „Zivil-Militärischen- 
Zusammenarbeit“ ist, muss beendet wer- 
den! ... 

Die Bundeswehr bietet jungen Sportle- 
rinnen und Sportlern keine langfristige 
Perspektive. Zudem ist die Frage, Mit- 
glied einer Armee zu werden, nie einfach. 
Zivile Sportförderprogramme müssen 
ausgebaut und die Sportförderung durch 
die Bundeswehr muss eingestellt werden! 


Quelle (und vollständiger Text): 
http://www.militärfestspiele.de IM 


